
Universitätsbibliothek Paderborn

Personal- und Vorlesungsverzeichnis für die
Gesamthochschule Paderborn

Gesamthochschule Paderborn

Paderborn, WS 1972/73(1972) - WS 1979/80(1979)

Allgemeiner Teil

urn:nbn:de:hbz:466:1-8170



Termine für das Wintersemester 1978/79
WS 78/79 SS 79

Semesterbeginn: 1.10.1978 1.4.1979

Vorlesungsbeginn:
für Studiengänge, die denen an

Fachhochschulen entsprechen 18.9.1978 5.3.1979
für Lehramtsstudiengänge,

integrierte Studiengänge 9.10.1978 9.4.1979

Vorlesungsende:
für Studiengänge, die denen an

Fachhochschulen entsprechen 3. 2.1979 7.7.1979
für Lehramtsstudiengänge,

integrierte Studiengänge 10. 2.1979 7.7.1979
Semesterschluß: 31. 3.1979 30.9.1979

Rückmeldungen für WS 78/79 5.6.1978 - 30.6.1978

Rückmeldungen für SS 79 8. 1.1979 - 2.2.1979

Die Unterlagen sind rechtzeitig im Studentensekretariat
(Warburger Str. 100, B 0.312) bzw. in den Abteilungsverwaltungen abzuholen.

Belegungsfrist für SS 78 5. 6.1978 - 30.6.1978
Belegungsfrist für WS 78/79 8. 1.1979 - 2.2.1979

Beurlaubungen sind während der jeweiligen Rückmeidefristen möglich, Exmatriku¬
lationen während des gesamten Semesters.

Neueinschreibungen für WS 78/79 31.7.1978 - 25.8.1978
(hochschulintern)

Einschreibungsfristen für Studienplatzbewerber im ZVS-Verfahren werden beson¬
ders festgesetzt.

Vorlesungsfreie Tage im Wintersemester 1978/79
Mi 1.11.1978 Gesetzlicher Feiertag (Allerheiligen)
Mi 22.11.1978 Gesetzlicher Feiertag (Büß-und Bettag)
Do 21.12.1978 20.00 Uhr Schluß der Vorlesungen vor Weihnachten
Do 4.1.1979 Wiederbeginn der Vorlesungen nach Weihnachten
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Rückmeldungen für das Wintersemester 1978/79
und für

das Sommersemester 1979

Studierende der Gesamthochschule Paderborn müssen sich in den festgesetzten
Zeiten zurückmelden und sich die Belegung in ihrem Studienbuch bestätigen
lassen.

Die Rückmeldung gilt nur dann als vorgenommen, wenn alle Unterlagen (Rückmel-
debogen, Statistischer Erhebungsbogen, Bescheinigung eines bestehenden Kran¬
kenversicherungsverhältnisses und der Beleg über die vollzogene Einzahlung des
Sozialbeitrages und des AStA-Beitrages)im Studentensekretariat oder in den Ab¬
teilungssekretariaten vorliegen.
Wenn die Rückmeldung nicht fristgerecht vorgenommen wird, erfolgt die Exmatriku¬
lation (Widerruf der Einschreibung, Streichung aus der Liste der Studenten). Ver¬
spätet eingehende Anträge auf Rückmeldung können nur innerhalb der Wider¬
spruchsfrist des Widerrufsbescheides berücksichtigt werden. Außerdem ist eine
Säumnisgebühr zu zahlen.
Nähere Einzelheiten sind den Aushängen an den Anschlagtafeln der Gesamthoch¬
schule zu entnehmen.

Auszug aus der Einschreibungsordnung der Gesamthochschule Paderborn

§7
(4) Die Einschreibung kann mit Wirkung für die Zukunft widerrufen werden, wenn

c) der Student sich nicht fristgerecht zurückgemeldet hat.

§ 11
Streichung aus der Liste der Studenten
(3) Ein Student wird von Amts wegen aus der Liste der Studenten gestrichen, wenn

a) die Einschreibung mit Bindungswirkung widerrufen ist.
(5) Mit der Streichung aus der Liste der Studenten erlischt die Zugehörigkeit zur

Hochschule.
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Auszug aus dem Hochschulgebührengesetz

§3
Verwaltungsgebühren

An Verwaltungsgebühren werden erhoben:

1. für die Ausfertigung einer Zweitschrift des Studienbuches 15 - DM,
2. für die Ausfertigung einer Zweitschrift des Studienausweises, des Gasthörer¬

scheins, eines Prüfungszeugnisses oder einer Urkunde über die Verleihung
eines akademischen Grades jeweils 5 - DM,

3. für verspätet beantragte Einschreibung oder Rückmeldung, für verspätetes
Belegen sowie für verspätetes Gebührenzahlen jeweils 10 - DM.

§4
Entstehung der Gebühren

(1) Es entsteht

3. die Säumnisgebühr (§ 3 Nr. 3) mit dem Ablauf der Fristen und Zahlungs¬
termine.

Auszug aus der Beitragsordnung des Studentenwerkes Paderborn

§ 2

Der Beitrag gem. § 13 Abs. 4 StWG wjrd auf zehn Deutsche Mark je Student im Se¬
mester festgesetzt und für allgemeine Zwecke des Studentenwerks erhoben.

Mit unseren Krediten zahlen Sie bar«
Sie können damit einkaufen, wo und was Sie wollen und so die

Vorteile der Barzahlung nutzen.
Wir geben Ratenkredite schnell und zinsgünstig.

|t Mit Zinsgarantie für die gesamte Laufzeit.
Sprechen Sie mit uns.

COMMERZBANK SSt
Filiale Walsrode, Moorstraße 42, Telefon (05161) 5081
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Auszug aus der Beitragsordnung der Studentenschaft der Gesamthochschule Pa¬
derborn

§3

(1) Der Beitrag gem. § 47 j HSchG wird auf 10 - DM (zehn Deutsche Mark) je Stu¬
dent im Semester festgesetzt und für die Zwecke der Studentenschaft i. S. des
§ 47 b HSchG verwendet.

(2) Der Beitrag beträgt für beurlaubte Studenten die Hälfte des ordentlichen Bei¬
trages.

Gemäß § 3 der Beitragsordnung des Studentenwerks bzw. § 4 der Beitragsordnung
der Studentenschaft wird der Beitrag jeweils fällig

a) mit der Einschreibung f
b) mit der Rückmeldung oder mit der Beurlaubung
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Die Gesamthochschule Paderborn

Errichtet wurde die jüngste und für einen weiten Einzugsbereich wichtigste Bil¬
dungseinrichtung Paderborns durch das Gesetz über die Errichtung und Entwick¬
lung von Gesamthochschulen im Lande Nordrhein-Westfalen vom 30. Mai 1972
(GHEG). Der § 1 dieses Gesetzes umreißt die spezifischen Aufgaben der Gesamt¬
hochschulen wie folgt:

„Die Gesamthochschulen vereinigen die von den wissenschaftlichen Hoch¬
schulen und den Fachhochschulen wahrzunehmenden Aufgaben in Forschung,
Lehre und Studium mit dem Ziel der Integration. Zu diesem Zweck sollen sie auf¬
einander bezogene Studiengänge und innerhalb eines Faches nach Studien¬
dauer gestufte Abschlüsse anbieten. Soweit der Inhalt der Studiengänge es zu¬
läßt, sind gemeinsame Studienabschnitte zu schaffen."

Das Schlüsselwort Integration bildet die zentrale Mitte der zitierten Sätze. Als inte-
grierteGesamthochschule hat dieGesamthochschule Paderborn danach die Aufga¬
ben zu bewältigen, die bisher voneinander getrennt von den „klassischen" Univer¬
sitäten, den Technischen Hochschulen, den Pädagogischen Hochschulen und den
Fachhochschulen wahrgenommen wurden, bzw. noch wahrgenommen werden.
Ausdrücklich wird hervorgehoben, daß sich diese Integration auf „Forschung, Lehre
und Studium" erstreckt und daß darüber hinaus „gemeinsame Studienabschlüsse
zu schaffen" sind für „aufeinanderbezogene Studiengänge", die sich jedoch in be-
zug auf Inhalt, Dauer und Abschluß voneinander unterscheiden.

Dieser Zielsetzung entsprechend hat die Gesamthochschule Paderborn inzwischen
eine Reihe von integrierten Studiengängen entwickelt z.B. für die Fächer Mathema¬
tik, Physik, Chemie, Wirtschaftswissenschaft, Elektrotechnik, Maschinenbau sowie
für verschiedene Lehramtsstudiengänge. Abgesehen von den Lehramtsstudien¬
gängen, wollen die integrierten Studiengänge für Studierende mit Fachhochschul¬
reife und Studierende mit allgemeiner Hochschulreife gleiche Chancen eröffnen.

Die Gesamthochschulen dürfen indes nicht allein als das sichtbare Ergebnis lang¬
jähriger Bemühungen zur Hochschul- und Studienreform angesehen werden. Gera¬
de die Gesamthochschule Paderborn verdankt ihre Errichtung insbesondere der in
Regierung und Parlament endlich zum Durchbruch gelangten Zielsetzung der Regio-
nalisierung des Bildungswesens. Durch ihre Existenz wird die bildungsmäßige Ver¬
sorgung der Region Südostwestfalen entscheidend verbessert. Sie entstand jedoch
nicht buchstäblich „aus dem Nichts", sondern zur Gesamthochschule in Paderborn
wurden übergeleitet die „Abteilung Paderborn der Pädagogischen Hochschule
Westfalen-Lippe" und die „Fachhochschule in Paderborn" (§ 7,(2), 2 GHEG).

An dieser Stelle erscheint es angebracht, die Entwicklung der „übergeleiteten" Vor¬
gängerinnen der Gesamthochschule Paderborn mit wenigen Strichen nachzuzeich¬
nen:

Die ehemalige Pädagogische Akademie konnte auf eine rund fünfundzwanzigjähri¬
ge Arbeit für eine wissenschaftliche Lehrerbildung zurücksehen. Durch das Gesetz
über die Errichtung von pädagogischen Hochschulen im Lande Nordrhein-Westfa¬
len vom 9. Juni 1965, dem sogenannten Statusgesetz, erhielt sie den Status einer
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Wissenschaftlichen Hochschule, verlor jedoch gleichzeitig ihre Selbständigkeit. Sie
bildete von nun an eine Abteilung der Pädagogischen Hochschule Westfalen-Lippe
mit dem Sitz in Münster. In und mit diesem größeren Verband erhielt sie in den fol¬
genden Jahren das Recht, an den Universitäten übliche akademische Prüfungen
abzunehmen und entsprechende Grade zu verleihen. Im Jahre 1968 traten die Di-
plomprüfungsordnung-mit derVerleihungdesGrades einesDiplompädagogen-und
die Habilitationsordnung in Kraft. Am 6. April 1971 endlich bestätigte der Minister
für Wissenschaft und Forschung die vom Senat verabschiedete Promotionsord¬
nung, nach der auch in Paderborn der Titel eines Doktors der Erziehungswissen¬
schaften (Dr. päd.) erworben werden konnte bzw. noch kann; denn alle drei Ordnun¬
gen sind zur Zeit auch an der Gesamthochschule noch gültig. Nach bangen Jahren,
in denen zeitweise ihre Existenz bedroht schien, ging sie mit ihren ca. 1000 Studie¬
renden am 1. August 1972 in der Gesamthochschule auf.

Auf eine gerade ein Jahr alte Existenz blickte die Fachhochschule Südostwestfalen
mit den Abteilungen Höxter, Meschede, Paderborn und Soest zurück, als sie mit ih¬
ren rund 3000 Studenten zur Gesamthochschule Paderborn übergeleitet wurde. Die
Abteilungen Höxter, Meschede und Soest der Fachhochschule Südostwestfalen
behielten jedoch schon aus geographischen Gründen auch in der neuen Gesamt¬
hochschule den Status von Abteilungen.

Ohne Zweifel blickte die 1864 von 94 Höxteraner Bürgern als private Baugewerk¬
schule ins Leben gerufene Abteilung Höxter von allen Gliedern der Gesamthoch¬
schule auf die längste Geschichte zurück. 1869 von der Stadt Höxter übernommen,
wurde sie 1895 Staatsanstalt. 1931 erhielt sie die Bezeichnung: Höhere technische
Staatslehranstalt für Hoch- und Tiefbau, wurde 1939 in: Staatsbauschule, Fach¬
schule für Hoch- und Tiefbau umbenannt und durfte sich in den letzten siebzehn
Jahren ihrer Selbständigkeit von 1954 bis 1971 Staatliche Ingenieurschule für Bau¬
wesen nennen. Das 1971 bezogene neue Gebäude am Ziegenberg bietet für die
Lehrenden und die 500 Studenten der Fachbereiche 7 (Architektur) und 8 (Bau¬
technik) erfreulich gute Arbeitsbedingungen.

Nicht einmal acht Jahre einer selbständigen Entwicklung in unserer schnellebigen
Zeit waren der Staatlichen Ingenieurschule für Maschinenwesen in Paderborn von
ihrer feierlichen Eröffnung durch den Ministerialrat Dipl.-Ing. Kassebeer am 8. Ok¬
tober 1963 bis zur ihrer Eingliederung in die Fachhochschule Südostwestfalen be¬
schieden.

Grundsätzliche Strukturwandlungen in den menschlichen Lebensbereichen beding¬
ten die Errichtung der Soester Ausbildungsstätten, die 1972 in die Gesamthoch¬
schule Paderborn eingegliedert wurden.

Unter dem Eindruck der Veränderungen in Staat und Gesellschaft wurde nach dem
ersten Weltkrieg allgemein die landwirtschaftliche Lehrlingsausbildung und damit
notwendigerweise auch das Fachschulwesen und die Fachausbildung auf höherer
Ebene eingeführt. In dieser Zeit entwickelte sich auch die Landwirtschaft zu einer
selbständigen akademischen Disziplin. In Soest, einer Stadt mit agrarorientiertem
Umland, wurde bereits 1923 eine Höhere Lehranstalt für praktische Landwirte ge¬
gründet. Ziel dieser Bildungseinrichtung war es, die wissenschaftlichen Erkenntnis¬
se mit der landwirtschaftlichen Praxis wirkungsvoll zu verbinden.

In einjährigen Studiengängen wurde den Lehrgangsteilnehmern nicht nur Theorie,
sondern auch deren praktische Verwendbarkeit vermittelt. Ein erfolgreiches Ausbil¬
dungsprinzip, an dem, trotz mehrerer Reformen, heute noch festgehalten wird.
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Unter dem Druck der politischen Verhältnisse mußte die Anstalt im Jahre 1934 auf¬
gelöst werden. Die weltanschauliche Schulung sollte in Zukunft die Fachausbildung
ersetzen. Sofort nach Beendigung des Krieges setzten sich aber ehemalige Hörer
und örtliche Institutionen für eine baldige Wiedereröffnung „ihrer" Schule ein. Sie
erreichten, daß die Höhere Landbauschule bereits 1947 den Lehrbetrieb in behelfs¬
mäßigen Räumen aufnehmen konnte. Da der Verbleib in dem früheren Schulgebäu¬
de nicht auf Dauer gesichert war, wurde 1958 ein neues, zweckvolleres Gebäude
errichtet.

Die steigenden beruflichen Anforderungen an die Absolventen führten im Herbst
1962 zu dem Beschluß, die einjährige Ausbildung auf eine 3semestrige zu erwei¬
tern. Diese Phase umschloß aber nur einen Zeitraum von 4 Jahren. Im Zuge der Ver¬
einheitlichung der höheren Fachausbildung wurde 1966 die Höhere Landbauschule
in eine Ingenieurschule für Landbau mit 6semestrigen Studiengängen umgewan¬
delt.

Nach dem zweiten Weltkrieg führte die sprunghafte Ausweitung der Technik
zwangsläufig zu einem erhöhten Bedarf an Ingenieuren des Maschinenbaus und der
Elektrotechnik. Um aus allen Regionen möglichst viele Studienwillige zu diesen
technischen Berufen zu führen, wurde in den sechziger Jahren die erforderliche
Ausbildungskapazität nicht nur durch Vergrößerung bestehender Bildungseinrich¬
tungen, sondern auch durch gleichzeitige Neugründungen in mehreren Städten
Nordrhein-Westfalens geschaffen. Der interessierte Student sollte von seinem
Wohnort aus in erreichbarer Nähe eine entsprechende Ausbildungsstätte vorfinden.
Durch diese Streuung sollte auch das Bildungsgefälle zwischen unterschiedlich
strukturierten Besiedlungsräumen abgebaut werden. Unter mehreren Mitbewerbern
wurde der Stadt Soest 1963 nach achtjährigen Verhandlungen eine Ingenieurschu¬
le für Maschinenwesen zugesprochen. Dankbar erkannten Rat und Verwaltung an,
daß das Land Nordrhein-Westfalen mit dieser Entscheidung der historischen Be¬
deutung Soests im westfälischen Raum Rechnung getragen habe und sich nun
nach jahrzehntelanger Vernachlässigung unter preußischer Verwaltung der Stadt
besonders annehme.

Bereits 1964 nahmen 40 Studenten der Studienrichtung Maschinenbau/Konstruk¬
tionstechnik in von der Stadt bereitgestellten Räumen ihr Studium auf. Im Jahre
1965 kam die Ausbildungsrichtung Elektrotechnik/Starkstromtechnik und ein Jahr
später die Fachrichtung Maschinenbau/Fertigungstechnik hinzu.

In Soest waren damit unter der Trägerschaft der Landwirtschaftskammer eine
Ingenieurschule für Landbau und als Einrichtung des Landes eine Staatliche
Ingenieurschule für Maschinenwesen ansässig.

Diese beiden nebeneinander bestehenden Ingenieurschulen wurden 1971 als
Fachbereiche Landbau, Elektrische Energietechnik und Maschinentechnik zu der
Abteilung Soest der Fachhochschule Südost-Westfalen zusammengefaßt, die dann
ein Jahr später in die Gesamthochschule Paderborn einging.

Die heutige Abteilung Meschede der Gesamthochschule Paderborn wurde am
1.10.1964 als Außenstelle der damaligen Ingenieurschule Soest gegründet.

Gründe für die Einrichtung einer solchen Schule in Meschede, mitten im Sauerland,
waren einmal infrastruktureller und zum anderen kulturpolitischer Art. Es ging dar¬
um, den jüngeren studierwilligen Menschen des Sauerlandes die gleichen Chancen
bezüglich Ausbildung und Weiterbildung zu geben wie denen, die in bereits gut ver-
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sorgten Ballungsgebieten leben. Zudem sollte versucht werden, durch eine „eige¬
ne" Ingenieurschule im Sauerland die ausgebildeten Ingenieure nach dem Studium
im näheren, bisher bildungspolitisch vernachlässigten Raum „bodenständig" zu
machen, um auch hier in ländlich weitläufiger Region neue Industriebetriebe mit
neuen Arbeitsplätzen aufzubauen, und dadurch mitzuhelfen, die Lebensqualität der
Bevölkerung anderer Gegenden anzupassen.

Zu dem damaligen Gründungszeitpunkt begannen 35 Studenten ihr Studium in der
Abteilung Maschinenbau/Konstruktionstechnik. Durch die tatkräftige Hilfe, nicht nur
finanzieller Art, der Stadt Meschede war es möglich, schon ein Jahr später, am
1.10.65, eine Abteilung Elektrotechnik/Nachrichtentechnik anzugliedern, der im
nächsten Semester, Sommer 1966, die Abteilung Maschinenbau/Fertigungstech¬
nik folgte.

Infolge des schnellen Anwachsens der Studentenzahlen - 1968 waren es bereits
über 350 - wurden Erweiterungsbauten notwendig. Das Problem konnte sehr
schnell durch das Aufstellen von Unterrichts- und Laborräumen in Fertigbauweise
gelöst werden. Die damalige Außenstelle Meschede der Ingenieurschule Soest hat¬
te durch ihre stetige Aufwärtsentwicklung bewiesen, daß sie eine echte Berechti¬
gung hat und wurde daher am 1.1.1968 als selbständige Ingenieurschule von Soest
gelöst.

Im Rahmen der Hochschulreform, in der ein Streben nach größeren Schuleinheiten
unverkennbar ist, wurde dann am 1. 8.1971 die Ingenieurschule Meschede mit den
gleichen Schulen in Paderborn und Soest in die Fachhochschule Südost-Westfalen
überführt. Diese Einrichtung bestand dann nur ein Jahr. Am 1.8. 1972 erfolgte be¬
reits die Überleitung in die Gesamthochschule Paderborn, als deren Abteilung die
Hochschuleinrichtung in Meschede heute ihre wichtigen bildungs- und strukturpo¬
litischen Aufgaben voll erfüllt.

Kehren wir zum Ausgangspunkt unserer Betrachtung zurück: Die Gesamthoch¬
schule Paderborn bedeutet eine große Bereicherung für die Region Paderborn. Den¬
noch sollten Lehrende und Studierende bedenken, daß das Paderborner Land mit
seinem unverwechselbaren historisch-politischen Profil auch berechtigte Forderun¬
gen an die neue Bildungseinrichtung stellt. Die Rückseite der Universitätsmedaille
zeigt eindrucksvoll das Siegel der alten Universität Paderborn und will uns die aka¬
demische Tradition der Stadt vom 17. bis zum 19. Jahrhundert vergegenwärtigen.
Deshalb sei auch die Geschichte dieser Vorgängerin der Gesamthochschule von
1614-1818 kurz umrissen.

Als Folge der Kirchenspaltung erfuhr im 16. Jahrhundert das gesamte Bildungswe¬
sen in Deutschland einschneidende Veränderungen, von denen insbesondere auch
die Universitäten betroffen wurden. Sie verloren ihren „alten universalistischen und
internationalen Charakter" (Friedr. Paulsen). Statt dessen setzte sich das Territo¬
rialprinzip durch, was gleichzeitig die Konfessionalisierung der Universitäten be¬
deutete. Das heißt: Die Professoren wurden in ihrer Lehre auf das jeweilige Be¬
kenntnis des Landesherrn festgelegt. Um 1600 gab es für den in Paderborn drin¬
gend benötigten Theologennachwuchs in zumutbarer Entfernung keine einzige ka¬
tholische Universität.

Die Neugründung des Fürstbischofs Dietrich von Fürstenberg (1585-1618) muß auf
diesem Hintergrund gesehen werden; sie bildete für ihn gleichsam den Schlußstein
in seinem über zwanzigjährigen Ringen, Stadt und Hochstift Paderborn für den ka¬
tholischen Glauben zurückzugewinnen. Unermüdliche Helferwaren ihm in dergan-
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zen Zeit die Väter der Gesellschaft Jesu, die er noch als Domprobst schon 1580 aus
Heiligenstadt im Eichsfeld nach Paderborn gerufen hatte.

Bereits 1585 übernahmen die Jesuiten das aus der alten Domschuie hervorgegan¬
gene Gymnasium Salentinianum und konnten im Jahre 1605 das ihnen vom Fürstbi¬
schof errichtete Kollegium am Kamp beziehen. 1612 legte Dietrich dort schließlich
den Grundstein zu einem neuen Studiengebäude, das neben dem Gymnasium auch
die neue Universität aufnehmen sollte.

Nach günstig verlaufenen Vorverhandlungen mit dem Jesuitenorden, dem Papst
und dem Kaiser, konnte dann der Fürst schon Jahre später formell die Universität
gründen, die allerdings nur eine philosophische und eine theologische Fakultät um¬
fassen sollte. Das Gymnasium wurde ihr als dritte, jedoch nicht gleichberechtigte
Fakultät angegliedert.

Dietrich überreichte am 10. September 1614 dem Provinzial Scheren die Stiftungs¬
urkunde, durch die er dem vierten Jesuitengeneral Claudius Aquaviva ein Kapital
von 15 000 Reichstalem für den Unterhalt der Philosophie- und Theologieprofesso¬
ren bereitstellte. Mit der Übergabe der Urkunde an die Jesuiten verzichtete er auf
jegliche unmittelbare Einflußnahme auf die innere und äußere Organisation, auf Per¬
sonalentscheidungen und Lehrinhalte. Dies muß als wesentliches Merkmal der Je¬
suitenuniversität hervorgehoben werden.

Am 2. April 1615 bestätigte Papst Paul V. die Stiftung unter der Bezeichnung „Uni-
versitas Studii Generalis", und Kaiser Matthias errichtete, gründete und bestätigte
sie seinerseits am 4. Dezember 1615 als „Gymnasium und Studium Universale".
Ausdrücklich gewährte er ihr alle „Vergünstigungen, Ehren, Würden, Vorrechte und
Freiheiten, Zugeständnisse und Bewilligungen, deren die Universitäten zu Heidel¬
berg, Tübingen, Freiburg, Ingolstadt und andere privilegierte Studienanstalten... sich
erfreuen"!

Die feierliche Eröffnung schließlich folgte am 13. September 1616, als die Kirche des
Kollegs, die ehemalige Johanniskirche der Minoriten, wiederhergestellt war.

Die Vorlesungen in der Philosophie waren von 46 Hörern schon 1614 aufgenommen
worden. Lange galt als Eröffnungstermin der theologischen Fakultät der November
des Jahres 1621; Klemens Honselmann hat diese ältere Auffassung jedoch über¬
zeugend widerlegt. Wahrscheinlich nahmen die theologischen Vorlesungen ihren
Anfang im Jahre 1617, dem Jahr, aus dem die erste Promotion in der Philosophie
bezeugt ist.

Den Lehrkörper der theologischen Fakultät bildeten fast konstant während der rund
zweihundertjährigen Existenz der Universität jeweils fünf Professoren, während drei
Professoren in der in drei Jahrgangsklassen gegliederten philosophischen Fakultät
lehrten. Die Zahl der Studenten schwankte entsprechend den Wechselfällen der
Geschichte sehr stark. Sie bewegte sich zwischen 100 und 200 Hörern in der phi¬
losophischen und zwischen 45 und 80 Hörern in der theologischen Fakultät. Wenn
man bedenkt, daß in der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts mittlere voll ausgebau¬
te Universitäten 300-400 Studierende zählten, halten die angeführten Zahlen ei¬
nem Vergleich durchaus stand. Außerdem zeigen sie, daß die Paderborner Univer¬
sität keineswegs allein der Heranbildung von Klerikern diente. Hinsichtlich der Hö¬
rerzahl erlebte sie ihre Blütezeit unter dem Fürstbischof Ferdinand von Fürstenberg
(1661-83), der selbst als Student im Jahre 1644 die Alma Mater Paderbornensis be¬
zogen hatte. 1663 zählte allein die philosophische Fakultät 228 Hörer.
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Noch als durchaus gut kann man die Studentenzahlen in der ersten Hälfte des 18.
Jahrhunderts bezeichnen, bis der Siebenjährige Krieg schwere Einbußen brachte.
Dann erfolgte 1773 durch Papst Klemens XIV. die Aufhebung des Jesuitenordens,
die im Fürstbistum Paderborn von Fürstbischof Wilhelm Anton von Asseburg mit der
Schließung der beiden Kollegien in Paderborn und Büren vollzogen wurde. Da Wil¬
helm Anton jedoch das Universitätsvermögen einem besonderen Fond widmete mit
dergleichen Zweckbindung und auch die Professoren als Weltgeistliche weiter leh¬
ren konnten, änderte sich in den letzten Jahrzehnten des 18. Jahrhunderts weder
die äußere noch die innere Struktur der Universität.

Infolge der Eröffnung der Universitäten Münster (1774) und Bonn (1784) - letztere
wurde allerdings schon während der Revolutionskriege der Jahre 1793/94 wieder
aufgelöst - nahm die Zahl der Studenten in Paderborn rasch ab, so daß sie um die
Jahrhundertwende nicht einmal mehr die Zahl 100 erreichte. Es muß allerdings ver¬
merkt werden, daß neben den äußeren Faktoren auch das starre Festhalten an der
aristoteliscb-thomistischen Philosophie für diesen Rückgang verantwortlich ge¬
macht werden muß, denn von Halle und Göttingen ausgehend, setzte sich das Prin¬
zip der Freiheit in Forschung und Lehre immer mehr an Deutschlands hohen Schu¬
len durch.

Trotz aller äußeren und inneren Schwierigkeiten überlebte die Paderborner Univer¬
sität die Säkularisation (1802/03), die dem Paderborner Bischof die Landesherr¬
schaft nahm, noch um 16 Jahre. Sie überdauerte also die erste Zeit der preußischen
Herrschaft von 1802-1806 und das napoleonische Königreich Westfalen. Am 10.
Oktober 1818 verlieh sie zum letzten Mal den theologischen Doktorgrad an den spä¬
teren Paderborner Generalvikar Heinrich Drüke. Doch acht Tage später, am 5. Jah¬
restag der Völkerschlacht bei Leipzig, unterzeichnete König Friedrich Wilhelm III.
von Preußen die Errichtungsurkunde für die Universität Bonn. Gleichzeitig hob er die
Universitäten Duisburg, Paderborn und Münster auf. Nur in Münster sollte eine Aka¬
demie mit einer philosophischen und theologischen Fakultät bestehen bleiben.

Der Aufhebungsbeschluß wurde in Paderborn indes nie durchgeführt. Als bischöf¬
liche philosophisch-theologische Lehranstalt arbeitete die ehemalige Universität
weiter. Es bedurfte jedoch fünfundzwanzigjähriger dauernder zäher Verhandlungen
zwischen dem Bischof und dem Unterrichtsministerium in Berlin, bis der Weiterbe¬
stand zum Zweck der akademischen Ausbildung des Paderborner Klerus mit könig¬
licher Genehmigung vereinbart und durch eigene Statuten gesichert war.
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Ehrenbürger

Haupt, Josef, Prof., Dr. phil., Oberbaudirektor a.D.,
Am Laugrund 10, 4790 Paderborn (19. Mai 1973)

Lehmann, Rene, Prof., ehemaliger Präsident der
Universite du Maine (10. Dezember 1975)

Bogdahn, Helmut, Prof., Dipl.-Ing., FHL Oberbaudirektor a.D.,
Altenaustraße 6, 3280 Bad Pyrmont (19. April 1978)



Partnerschaften

Universite du Maine
Route de Laval, B.P. 535, F-72017 Le Mans-Cedex

Jahresstipendien (Austauschstipendien):

Stipendium der Universite du Maine
Stipendium der Stadt Le Mans

Auskunft erteilt das Akademische Auslandsamt
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Studienmöglichkeiten
Wintersemester 1978/79

i. Übersicht

An der Gesamthochschule Paderborn werden im Wintersemester 1978/79 Stu¬
diengänge mit folgenden Regelstudienzeiten und Abschlüssen angeboten:
1. Lehramtsstudiengänge*

sechs Semester: Erste Staatsprüfung für das Lehramt
für die Primarstufe

sechs Semester: Erste Staatsprüfung für das Lehramt
für die Sekundarstufe I

acht Semester: Erste Staatsprüfung für das Lehramt
für die Sekundarstufe II

2. Geisteswissenschaftliche Studiengänge
- Studiengang in Erziehungswis¬

senschaft:
acht Semester: Diplom-Pädagoge

- Studiengang in Musikwis¬
senschaft:
acht Semester: Magisterprüfung (Magister artium)

- Studiengang in den Sprach- und
Literaturwissenschaften (Anglistik,
Romanistik, Germanistik, Allge¬
meine Literaturwissenschaft):
acht Semester: Magisterprüfung (Magister artium)
Geplant:

- Studiengang in Philosophie, Ev.
Theologie, Kath, Theologie,
Soziologie, Politikwissenschaft,
Geschichte, Geographie:
acht Semester; Magisterprüfung (Magister artium)

3. Wirtschaftswissenschaftliche Studiengänge
- Integrierter Studiengang

Wirtschaftswissenschaft:
sechs Semester, Abschluß I: Diplom-Betriebswirt
acht Semester, Abschluß II: Dipl.-Volkswirt oder Dipl.-Kaufmann

4. Mathematische und naturwissenschaftliche Studiengänge
- Integrierter Studiengang

Mathematik:
sechs Semester, Abschluß I:*** Diplom-Algorithmiker**
acht Semester, Abschluß II: Diplom-Mathematiker

* Das neue Lehrerausbildungsgesetz (LABG) von Nordrhein-Westwalen, durch das die Lehrerausbildung auf
Schulstufen und nicht mehr Schulformen bezogen wird, ist am 1. Mai 1975 in Kraft getreten. Nach den Über¬
gangsvorschriften § 25 LABG ist es bestimmten Studenten weiterhin möglich, Abschlüsse entsprechend
dem alten LABG zu erwerben (siehe S. 24, Z.2a).
Erste Staatsprüfung für das Lehramt an der Grund- und Hauptschule.
Erste Staatsprüfung für das Lehramt an der Realschule.
Erste Staatsprüfung für das Lehramt am Gymnasium.
Erste Staatsprüfung für das Lehramt an berufsbildenden Schulen.

"Über den akademischen Titel des Abschlusses I ist noch nicht endgültig entschieden.
***auch als Studiengang mit einem Praxissemester eingerichtet (siehe S. 31)
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Integrierter Studiengang Physik:
sechs Semester, Abschluß I:
acht Semester, Abschluß II:
Integrierter Studiengang Chemie
und Chemische Technik:
Studienrichtung Chemie:
sechs Semester, Abschluß I:
acht Semester, Abschluß II:
Studienrichtung Chemische
Technik:
sechs Semester, Abschluß I:
acht Semester, Abschluß II:

Diplom-Physik-Ingenieur
Diplom-Physiker

Diplom-Laborchemiker
Diplom-Chemiker

Diplom-Ingenieurchemiker
Diplom-Ingenieur der Fachrichtung
Chemie (Dipl.-Ing.)

5. Integrierte ingenieurwissenschaftliche Studiengänge*
- Integrierter Studiengang

Maschinenbau
Paderborn
sechs Semester, Abschluß I
Studienrichtungen:

acht Semester, Abschluß II:
Studienrichtung:
Integrierter Studiengang
Elektrotechnik
Paderborn
sechs Semester, Abschluß I:
Studienrichtungen:

acht Semester, Abschluß II:
Studienrichtung:

Diplom-Maschinenbauingenieur
Fertigungstechnik und
Kunststofftechnik
Konstruktionstechnik
Diplom-Ingenieur
Konstruktionstechnik

Diplom-Elektroingenieur
Automatisierungstechnik
Elektronik
Diplom-Ingenieur
Elektrotechnik

6. Ingenieurwissenschaftliche Studiengänge, die denen an Fachhochschulen
entsprechen:
- Architektur, (Architektur -

Hochbau) Höxter
Landespflege, Höxter
sechs Semester, Abschluß: Ingenieur (grad.)

- Bauingenieurwesen (Konstruk¬
tiver Ingenieurbau, Wasser¬
wirtschaft), Höxter
sechs Semester, Abschluß: Ingenieur (grad.)

- Elektrotechnik (Elektrische
Energietechnik), Soest**
sechs Semester, Abschluß: Ingenieur (grad.)

Die integrierten Studiengänge Maschinenbau und Elektrotechnik sind entgegen der ursprünglichen Konzep¬
tion auf Paderborn beschränkt. In den Abteilungen Soest und Meschede werden bis auf weiteres wieder die
unter 6. in Klammern aufgeführten Fachhochschulstudiengänge angeboten

"auch als Studiengang mit einem Praxissemester eingerichtet (siehe S. 31)
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- Elektrotechnik (Nachrichtentech¬
nik), Meschede
sechs Semester, Abschluß: Ingenieur (grad.)

- Informatik (Ingenieurinformatik),
Paderborn
sechs Semester, Abschluß: Informatiker (grad.)

- Landbau, Soest
sechs Semester, Abschluß: Ingenieur (grad.)

- Maschinenbau (Konstruktions¬
technik, Fertigungstechnik),
Soest und Meschede
sechs Semester, Abschluß**: Ingenieur (grad.)

Promotionsmöglichkeiten an der Gesamthochschule Paderborn

Alle im folgenden aufgeführten Fachbereiche haben das Recht der Promotion.

Bereits in Kraft gesetzte Promotionsordnungen:

FB 2: Dr. phil. Erziehungswissenschaften
Dr. paed. Sport, Psychologie

FB 3: Dr. phil. Sprach- und Literaturwissenschaften
FB 5: Dr. rer. pol. Wirtschaftswissenschaften
FB 6: Dr. rer. nat. Physik
FB 17: Dr. rer. nat. Mathematik

Zur Zeit erarbeitet werden:

FB 1: Dr. phil. Philosophie, Ev. Theologie, Kath. Theologie, Soziologie, Po¬
litikwissenschaft, Geschichte, Geographie

FB 4: Dr. phil. Musikwissenschaft *
FB 10: Dr.-Ing. Maschinentechnik
FB 13: Dr. rer. nat. Chemie

Dr.-Ing. Chemische Technik
FB 14: Dr.-Ing. Elektrotechnik

In der Übergangszeit anstehende Promotionsverfahren werden nach Promotions¬
ordnungen anderer Hochschulen des Landes NW abgewickelt.

Die zuletzt genannten Fachbereiche werden - wie im Falle der zuerst genannten be¬
reits geschehen - für ihre Fächer die Möglichkeit der Promotion für die Absolventen
von Lehramtsstudiengängen neu regeln, die sich bislang nach der Promotionsord¬
nung der PH-Westfalen-Lippe (Prom. zum Dr. paed.) richtet.

* In Kooperation mit der Staatlichen Hochschule für Musik Westfalen-Lippe Nordwestdeutsche Musik¬
akademie.

"In Meschede auch als Studiengang mit einem Praxissemester eingerichtet (siehe S. 31)
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II. Erläuterungen

A Integrierte Studiengänge

Integrierte Studiengänge sind gekennzeichnet durch ein gemeinsames vier-
semestriges Grundstudium und eine anschließende Verzweigung in ein
zweisemestriges (überwiegend praxisorientiertes) Hauptstudium I und ein
viersemestriges (überwiegend theorieorientiertes) Hauptstudium II. Solche
integrierten Studiengänge werden an der Gesamthochschule Paderborn gegen¬
wärtig angeboten in den Fachrichtungen

Chemie und Chemische Technik
Elektrotechnik
Maschinenbau
Mathematik
Physik
Wirtschaftswissenschaft

Das gemeinsame Grundstudium in der jeweiligen Fachrichtung gibt dem Studen¬
ten die Möglichkeit, entsprechend seinen in mehreren Semestern erprobten
Fähigkeiten und Interessen das ihm gemäße Hauptstudium I oder II zu wählen.
In den genannten Fachrichtungen eröffnen die integrierten Studiengänge grund¬
sätzlich gleiche Chancen für Studierende mit Fachhochschulreife und Studie¬
rende mit allgemeiner Hochschulreife.

Studenten, die keine Hochschulreife besitzen, werden gemäß § 1 Abs. 2 der Ver¬
ordnung über die Zugangsvoraussetzungen für Studiengänge an Gesamthoch¬
schulen und den Erwerb der fachgebundenen Hochschulreife während des Stu¬
diums an Gesamthochschulen vom 27.10.77 in einem integrierten Studiengang
nach einem Grundstudium von in der Regel vier Semestern zum Hauptstudium
II zugelassen, wenn sie mit der für dieses Hauptstudium qualifizierenden Zwi¬
schenprüfung auf der Grundlage erfolgreich abgeschlossener Brückenkurse in
Englisch, Mathematik und Deutsch die fachgebundene Hochschulreife erwer¬
ben.
Die Brückenkurse umfassen in der Regel jeweils 100 Stunden. In Englisch und
Mathematik sollen sie bis zum 2. Semester, in Deutsch bis zum 4. Semester ab¬
geschlossen sein. Die studiengangsbezogenen Brückenkurse werden in der Re¬
gel sowohl semesterbegleitend wie auch als Kompaktkurse vor Beginn der je¬
weiligen Vorlesungszeiten durchgeführt.
Die Brückenkurse werden mit einer 4-stündigen Klausur abgeschlossen; eine
einmalige Wiederholung der Klausur ist zulässig.
Die nach den genannten Bestimmungen erworbene fachgebundene Hochschul¬
reife berechtigt auch zur Fortsetzung des Studiums in verwandten Fachrichtun¬
gen sowie gleichnamigen oder verwandten Fächern von Lehramtsstudiengän¬
gen an Gesamthochschulen oder anderen wissenschaftlichen Hochschulen. *
Über weitere Einzelheiten informiert die Studienberatung (vgl. S. 90).

* Diese Bestimmungen gelten erstmals für Studenten, die ihr Studium im WS 78/79 aufnehmen. Studenten,
die ihr Studium vor Inkrafttreten der o.g. Verordnung aufgenommen haben (9.12.77), erwerben die fachge¬
bundene Hochschulreife noch nach den Bestimmungen der Verordnung vom 21. August 1973. Sie können
ihr Studium in gleichnamigen oder verwandten Fächern eines Lehramtsstudienganges fortsetzen, wenn sie
eine 4-stündige schriftliche Klausur in Englisch, Mathematik und Deutsch nachweisen.
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B Lehramtsstudiengänge*

Neue und alte Ordnungen

Für die Lehramtsstudenten der Gesamthochschulen sind folgende Prüfungsord¬
nungen anzuwenden:

1. Für Studierende, die vor dem 1.10.1973 mit dem Studium begonnen und es
nicht auf die neue Studienstruktur der Gesamthochschulen abgestellt haben,
gelten die Prüfungsordnungen vom 10.10.1969 (Grund- und Hauptschule)
und vom 29.5.1962 (LA Realschule, LA Gymnasium).

2. Studierende, die am oder nach dem 1.10.1973 (WS 73/74) ihr Studium auf¬
genommen haben und sich am 1. Mai 1975 (Inkrafttreten des neuen Lehrer-
ausbildungsetzes) in einem Studium nach den alten Ordnungen befanden,
können die Erste Staatsprüfung wahlweise nach den alten Prüfungsordnun¬
gen in modifizierter Fassung oder nach den neuen Prüfungsordnungen vom
13. Februar 76 für ein Stufenlehramt ablegen.

3. Studierende, die ihr Studium nach Inkrafttreten des neuen Lehrerausbil¬
dungsgesetzes (1.5.1975) aufgenommen haben, können die Erste Staat¬
sprüfung nur nach den neuen Prüfungsordnungen vom 13. Februar 1976 für
ein Stufenlehramt ablegen.

Das Lehrerausbildungsgesetz und die neuen Prüfungsordnungen sehen in
den sechssemestrigen Lehramtsstudiengängen für die Primarstufe und Se¬
kundarstufe I ein Studienanteilverhältnis zwischen dem erziehungs-/gesell-
schaftswissenschaftlichen Studium, dem ersten Unterrichtsfach und der
zweiten Unterrichtsfach - bzw. dem Lernbereich im Studiengang für die Pri¬
marstufe von 1:1:1 vor. Für den achtsemestrigen Studiengang für die Se¬
kundarstufe II ist zwischen dem erziehungs-und gesellschaftswissenschaft¬
lichen Studium, dem ersten und zweiten Unterrichtsfach ein Anteilsverhältnis
von 1:1:2 zugrunde gelegt. Das erziehungs- und gesellschaftswissen¬
schaftliche Studium und das Unterrichtsfach und der Lernbereich für die Pri¬
marstufe bzw. die zwei Unterrichtsfächer für die Sekundarstufe I sind in ei¬
nem Umfang von je 40 Semesterwochenstunden (SWS) zu studieren, das er¬
ste Fach der Sekundarstufe II im Umfang von 80 SWS und das zweite Fach
wiederum mit 40 SWS.

Für die Studierenden aller Lehramtsstudiengänge steht ein Merkblatt zur Verfügung, das detailliert Auskunft
gibt über das gültige Fächerangebot, über Kombinationsmöglichkeiten und sonstige Regelungen für ein Stu¬
dium in den Lehramtsstudiengängen.
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Fächerangebot in den Lehramtsstudiengängen
Die Gesamthochschule Paderborn bietet im Studium für das Lehramt für die Pri-
marstufe, für die Sekundarstufe I und für die Sekundarstufe II folgende Studien¬
fächer an:

1. Lehramt für die Primarstufe
Fächer:
Gruppe 1
Deutsch
Mathematik

Gruppe 2
Musik
Religionslehre
Sport

Lernbereiche der Primarstufe:
Gruppe 1
Sprache (einschl. Leselehrgang
und Schrift/Schreiben)
Mathematik
Gruppe 2
Lernbereich Sachunterricht
a) Naturwissenschaft/Technik
b) Gesellschaftslehre
Lernbereich Gestaltung
mit Kunst und Textilgestaltung

Möglichkeiten der Fächerkombination:

a) Ein Fach der Gruppe 1 und ein Lernbereich der Gruppe 1. Die Lernbereiche
Sprache und Mathematik können nicht in Verbindung mit dem jeweils überein¬
stimmenden Fach Deutsch und Mathematik gewählt werden.
b) Ein Fach der Gruppe 2 und ein Lernbereich der Gruppe 1.
c) Ein Fach der Gruppe 1 und ein Lernbereich der Gruppe 2.
d) Das Fach Religionslehre mit einem Lernbereich der Gruppe 1 oder dem Lern¬
bereich Sachunterricht (a oder b) der Gruppe 2. Religionslehre kann nur als
evangelische oder als katholische Religionslehre gewählt werden.

2. Lehramt für die Sekundarstufe I
Gruppe 1
Französisch
Geographie
Hauswirtschaftswissenschaft
Sozialwissenschaften
Textilgestaltung

Gruppe 2
Biologie
Chemie
Deutsch
Englisch
Geschichte
Kunst
Mathematik
Musik
Physik
Religionslehre
Sport

Möglichkeiten der Fächerkombination:

Neben einem Fach der Gruppe 1 muß ein Fach der Gruppe 2 gewählt werden,
neben einem Fach der Gruppe 2 kann jedes Fach der Gruppe 1 oder Gruppe 2
gewählt werden. Religionslehre kann nur als evangelische oder als katholische
Religion gewählt werden.
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3. Lehramt für die Sekundarstufe II
Gruppe 1
Fächer:
Pädagogik*
Philosophie*
Sport*

Gruppe 2
a) Fächer:
Chemie
Deutsch
Englisch
Französisch
Geschichte*
Kunst*
Mathematik
Musik*
Physik
Religionslehre*
b) Berufliche Fachrichtungen:
Chemietechnik/
Verfahrenstechnik
Elektrotechnik
Informatik
Maschinenbau
Wirtschaftswissenschaft

Möglichkeiten der Fächerkombination

Es müssen zwei Fächer oder eine berufliche Fachrichtung und ein Fach gewählt
werden. Die Fächer Chemie, Deutsch, Englisch, Französisch, Mathematik und
Physik können sowohl als Erstes Fach als auch als Zweites Fach gewählt wer¬
den. Religionslehre kann nur als evangelische oder katholische Religionslehre
gewählt werden. Berufliche Fachrichtungen können nur als Erstes Fach gewählt
werden; als Zweites Fach können dann nur Sport und die Fächer der Gruppe 2a
gewählt werden.

C Magisterstudiengänge

Der Magisterstudiengang führt in 8 Semestern zur Magisterprüfung (Magister
artium, M.A.). Die Prüfung ist in einem Hauptfach und zwei Nebenfächern abzu¬
legen.
Derzeit können als Haupt- und Nebenfächer gewählt werden:

- Germanistische Sprachwissenschaft
- Ältere deutsche Literaturwissenschaft
- Neuere deutsche Literaturwissenschaft
- Anglistische Literaturwissenschaft
- Amerikanistische Literaturwissenschaft
- Anglistische Sprachwissenschaft
- Romanistische Literaturwissenschaft
- Allgemeine Literaturwissenschaft (alle FB 3)
- Musikwissenschaft (FB 4)

Die Einrichtung weiterer Fächer ist geplant.

* können an der Gesamthochschule Paderborn nur als Zweitfächer gehört werden, die Einrichtung von Philo¬
sophie, Sport und Sozialwissenschaften als Erstfach ist geplant.
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D Möglichkeiten und Beschränkungen des Eintritts in die integrierten Studien¬
gänge und in die Lehramtsstudiengänge

Generell steht sowohl in den integrierten Studiengängen als auch in den Lehr¬
amtsstudiengängen nicht nur für Studienanfänger, sondern auch für Studenten
höherer Semester ein entsprechendes Lehrangebot zur Verfügung. Es können
demnach Angehörige beider Studiengruppen aufgenommen werden. Zu beach¬
ten sind ggf. die Regelungen der Zentralstelle für die Vergabe von Studienplätzen
(ZVS), 4600 Dortmund, Postfach 8000. Auskünfte erteilt das Studentensekreta¬
riat der Gesamthochschule.

E Studiengänge mit Praxissemester

Für eine Erprobungsphase, beginnend mit dem WS 78/79, hat die Gesamthoch¬
schule Paderborn die Ingenieurwissenschaftlichen Studiengänge Elektrotechnik
und Maschinenbau, die denen an Fachhochschulen entsprechen, sowie den In¬
tegrierten Studiengang Mathematik (Abschluß I) durch fachlich entsprechende
Studiengänge mit einem Praxissemester ergänzt.
Die Praxissemester dienen dem Ziel, Studenten auf der Grundlage bereits er¬
worbener Kenntnisse in das ingenieurmäßige Arbeiten bzw. in Anwendungen
mathematischer Methoden in Wirtschaft und Industrie einzuführen; neben ihrer
Ausbildung und Mitarbeit in den Betrieben nehmen die Studenten an begleiten¬
den Lehrveranstaltungen der Hochschule teil.
Zugangsberechtigt sind Studenten der o. g. Studiengänge in Elektrotechnik und
Maschinenbau frühestens nach dem 4. Semester, sofern bestimmte Prüfungen
bereits absolviert sind; Studenten des Integrierten Studienganges Mathematik
werden zugelassen, wenn sie die für das Hauptstudium I qualifizierende Zwi¬
schenprüfung und ein weiteres Studiensemester abgeschlossen haben sowie
ausreichende Programmierkenntnisse nachweisen.
Die Entscheidung für die Wahl des Studienganges mit Praxissemester muß der
Student in der Regel nach dem dritten Studiensemester bzw. bei der Meldung zur
Zwischenprüfung treffen.
Über weitere Einzelheiten informieren die Fachbereiche 11 (Maschinentechnik
II), 16 (Elektrische Energietechnik) und 17 (Mathematik-Informatik) sowie die
Zentrale Studienberatungsstelle der Gesamthochschule Paderborn.
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Zulassungsvoraussetzungen

Ausbildungsbereich Erziehungs- und Sprachwissenschaften

1. Allgemeine Hochschulreife
a) das Reifezeugnis,
b) das Abschlußzeugnis einer Fachhochschule,
c) das Abschlußzeugnis einer Höheren Fachschule, soweit sie in den Hoch¬

schulbereich einbezogen worden ist;

2. Fachgebundene Hochschulreife
a) das Zeugnis der Reife des Gymnasiums für Frauenbildung,
b) das Zeugnis der Reife des naturwissenschaftlichen Gymnasiums in Aufbau¬

form,
c) das Zeugnis der Reife des wirtschafts- und sozialwissenschaftlichen

Gymnasiums in Aufbauform,
d) das Zeugnis der Reife des pädagogisch-musischen Gymnasiums in Aufbau¬

form,
e) das Zeugnis über die bestandene Sonderprüfung für die Zulassung zum Stu¬

dium an den Pädagogischen Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfa¬
len.**

Ausbildungsbereich Integrierte Studiengänge
Chemie, Elektrotechnik, Mathematik, Maschinenbau, Physik,
Wirtschaftswissenschaft

1. Allgemeine Hochschulreife*
a) das Reifezeugnis,
b) das Abschlußzeugnis einer Fachhochschule,
c) das Abschlußzeugnis einer Höheren Fachschule, soweit sie in den Hoch¬

schulbereich einbezogen worden ist;

2. das Zeugnis der dem gewählten Studiengang entsprechenden fachgebundenen
Hochschulreife,*

3. das Zeugnis der Fachhochschulreife (unabhängig von der Fachrichtung),

4. ein vom Kultusminister als gleichwertig anerkanntes Zeugnis. Wenn das Ab¬
schlußzeugnis einer zweijährigen Höheren Handelsschule oder ein Verset¬
zungszeugnis nach Klasse 13 eines Gymnasiums oder ein Zeugnis über den Ab¬
schluß der Jahrgangsstufe 12 der neugestalteten gymnasialen Oberstufe in der
Sekundarstufe II (gemäß Runderlaß des Kultusministers vom 27.12.1974) vor¬
liegt, ist zum Nachweis einer der Fachhochschulreife gleichwertigen Vorbildung
entweder eine abgeschlossene Berufsausbildung oder ein einjähriges Prakti¬
kum erforderlich. Das Praktikum bzw. die Berufsausbildung brauchen nicht fach¬
bezogen zu sein.

Studenten mit Hochschulreife (Abitur, fachgebundene Hochschulreife), die sich für einen der Studiengänge
Elektrotechnik und Maschinenbau bewerben wollen und noch kein auf den gewünschten Studiengang be¬
zogenes Praktikum abgeleistet haben, sollen mindestens acht Wochen des erforderlichen Grundpraktikums
vor Beginn des Studiums absolvieren.
Berechtigt nur zum Studium, für das Lehramt für die Primarstufe und für das Lehramt für die Sekundar¬
stufe I sowie zum Diplom-Pädagogik Studium.
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Ausbildungsbereich Technik

Ingenieurwissenschaftliche Studiengänge, die denen an Fachhochschulen* ent¬
sprechen.
Zur Aufnahme des Studiums an den Gesamthochschulen des Landes Nordrhein-
Westfalen berechtigt der Nachweis der Fachhochschulreife. Der Nachweis der
Fachhochschulreife wird erbracht durch:

1. das Abschlußzeugnis der Fachoberschule gemäß der Rahmenvereinbarung der
KMK über die Fachoberschule vom 13.4.1971;

2. das Zeugnis der Fachhochschulreife der Nichtschülerprüfung gemäß dem Be¬
schluß der KMK vom 21.9.1972;

3. ein sonstiges Zeugnis der Fachhochschulreife des Landes Nordrhein-Westfalen;

4. das Abschlußzeugnis einer deutschen oder gleichgestellten zweijährigen Höhe¬
ren Handelsschule in Verbindung mit dem Nachweis über eine abgeschlossene
Berufsausbildung oder ein einjähriges gelenktes Praktikum gemäß der Ausbil¬
dungsordnung vom 21.8.1969 (ABI.KM.NW.S 386) und den dazu ergangenen Er¬
gänzungen oder

5. das Zeugnis über den Abschluß eines Bildungsganges, der einen aufsteigenden
Unterricht von mindestens 12 Jahren an deutschen weiterführenden allgemein¬
bildenden öffentlichen oder ihnen gleichgestellten Schulen umfaßt (Versetzung
nach Klasse 13) in Verbindung mit dem Nachweis über eine abgeschlossene Be¬
rufsausbildung oder ein einjähriges gelenktes Praktikum gemäß der Ausbil¬
dungsordnung vom 21.8.1969 (ABI. KM. NW. S 386) und den dazu ergangenen
Ergänzungen oder
das Zeugnis über den Abschluß der Jahrgangsstufe 12 der neugestalteten
gymnasialen Oberstufe in der Sekundarstufe II gemäß Runderlaß des Kultusmi¬
nisters vom 17.12.1974 (GABI. NW. S. 43) in Verbindung mit dem Nachweis über
eine abgeschlossene Berufsausbildung oder ein einjähriges gelenktes Prakti¬
kum gemäß der Ausbildungsordnung vom 21.8.1969 (ABI. KM. NW. S. 386) und
den dazu ergangenen Ergänzungen;

6. ein sonstiges vom Kultusminister des Landes Nordrhein-Westfalen als Fach¬
hochschulreife anerkanntes Zeugnis;

* Gemäß § 1 GHEG vereinigen die Gesamthochschulen die von den wissenschaftlichen Hochschulen und den
Fachhochschulen wahrzunehmenden Aufgaben in Forschung, Lehre und Studium.
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7. den Abschluß eines Bildungsganges, der einen aufsteigenden Unterricht von 13
Jahren umfaßt (Abschluß der Klasse 13 an deutschen weiterführenden öffent¬
lichen oder ihnen gleichgestellten Schulen: Abitur); als Zugangsberechtigung im
vorstehenden Sinne gelten auch die Abschlußzeugnisse der Kollegs (Institute
zur Erlangung der Hochschulreife) und der Abendgymnasien swoie die Zeugnis¬
se über die staatliche Abschlußprüfung an den Fachhochschulen und den Vor¬
gängereinrichtungen, die in den Hochschulbereich einbezogen wurden.

Besondere Einschreibvoraussetzungen*
Zu 1 .,2.,3. Als Einschreibvoraussetzung ist vor Beginn des Studiums

ein dreimonatiges fachbezogenes Grundpraktikum dann abzuleisten,
wenn sich die Fachrichtung der FOS nicht mit der Fachrichtung des ge¬
wünschten Studienganges deckt.

Zu 4.-7. Als Einschreibvoraussetzung ist vor Beginn des Studiums
ein dreimonatiges fachbezogenes Grundpraktikum abzuleisten.

* Die besonderen Vorschriften für die Fachhochschulstudiengänge Elektrotechnik und Maschinenbau sind im
Studentensekretariat der GH Paderborn zu erfragen.
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Zugangsvoraussetzungen
und Abschlußmöglichkeiten der Studiengänge

Studiengänge

Zugangs-
voraus¬

setzungen
Studien¬

abschlüsse

AHR FHR SP DI □II G STPL M

Integrierte Diplomstudiengänge
Chemie X X X X
Mathematik X X X X
Physik X X X X
Ökonomie (Wirtschafts¬
wissenschaft 1) X X X X1
Elektrotechnik X X X X
Maschinenbau X X X X

Diplomstudiengänge
Erziehungswissenschaften X X X

Magisterstudiengänge
Musikwissenschaft X X
Sprach- und Literaturwissenschaften X X

Lehramtsstudiengänge
Lehramt für die Primarstufe X X X
(Klassen 1 bis 4)
Lehramt für die Sekundarstufe I X X X
(Klassen 5 bis 10 aller Schul¬
typen außer Sonderschulen)
Lehramt für die Sekundarstufe II X X
(Klassen 11 bis 13 aller Schul¬
typen außer Sonderschulen)
Fachhochschulstudiengänge
Informatik X X X
Abteilung Höxter
Architektur YA VA x
Landespflege X X X
Bauingenieurwesen YA YA x
Ahtpiluna MpQrhpHpnuiciiuiiy niCdwiicuc

Qr*hi nonhsi 11Ivlaolsi III 1CI lUctu X X X
(Schwerpunkte:
KnnQ+ri iktirmQtPphnikl\UI 1OLIUr\UUI lOlCOI II 11r\,
Fertigungstechnik)
Nachrichtentechnik X X X
Abteilung Soest
Maschinenbau X X X
(Schwerpunkte:
Konstruktionstechnik,
Fertigungstechnik)
Elektrische Energietechnik X X X
Landbau X X X
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1) Abschlußmöglichkeiten
Diplomkaufmann oder Diplomvolkswirt.

Abkürzungen:

AHR Allgemeine Hochschulreife
FHR Fachhochschulreife
SP Sonderprüfung für die Zulassung zum Studium an den Pädagogischen

Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen
DI Diplom-Prüfung nach 6 Semestern
Dil Diplom-Prüfung nach 8 Semestern
G Graduierung
STPL Erste Staatsprüfung für das Lehramt
M Magister
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Überblick über die Anzahl
der immatrikulierten Studenten

während des Sommer-Semesters 1978

Fachbereich insgesamt davon Erstsemester

1 411 20
2 419 9
3 853 37
4 208 2
5 944 3
6 288 1
7 275
8 243
9 257

10 447
11 140
12 193
13 242
14 428
15 324
16 229

17 616 _-
6517 72

Studienkolleg 10
Zweithörer 11

6538

Belegung in:

Paderborn 4856
Höxter 518
Meschede 464
Soest 679

Die Zahlen beziehen sich auf die von den Studenten gewählten Fachbereiche und
lassen keine Schlüsse auf die gewählten Fächer zu.
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Forschungsschwerpunkte
der Gesamthochschule Paderborn

Forschungsschwerpunkt: Marktprozesse, Arbeitsmarkt- und
Konsumprozesse

Koordinator: o. Prof. Dr. phil. F.-J. Kaiser

Forschungsschwerpunkt: Elektrische Kleinantriebe

Koordinator: Prof. Dr. -Ing. H. Moczala, FHL

Forschungsschwerpunkt: Zwischenmolekulare Wechselwirkungen
in anisotroper Materie

Koordinator: o. Prof. Dr. rer. nat. H. Stegemeyer

Forschungsschwerpunkt: Membranforschung
Koordinator: o. Prof. Dr. rer. nat. J. Schröter

Forschungsschwerpunkt: Analyse von Modellsystemen in Naturwissenschaft,
Technik, Ökonomie und Pädagogik mit Hilfe mathe¬
matischer Strukturen unter besonderer Behandlung
informationsverarbeitender Systeme

Koordinator: o. Prof. Dr. rer. nat. Lenzing

Darüber hinaus verzeichnet der 1. Forschungsbericht der Gesamthochschule Pa¬
derborn (Referenzperiode 1974/75) insgesamt 261 laufende bzw. abgeschlossene
Einzelforschungsprojekte.
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I B 1 43-653/3/2 Nr. 1466/72

Vorläufige Grundordnung
für die

Gesamthochschule Paderborn
Auf Grund von § 18 Absatz 1 Satz 2 Nr. 4 des Gesamthochschulentwicklungsgeset¬
zes (GHEG) vom 30. Mai 1972 (GV. NW. S. 134) wird die nachstehende Vorläufige
Grundordnung (VGrundO) erlassen. Sie enthält das Satzungsrecht der Gesamt¬
hochschule Paderborn und gibt staatliches Hochschulrecht wieder, soweit dies aus
Gründen des sachlichen Zusammenhangs und des leichteren Verstehens erforder¬
lich ist.

Teil I
Allgemeine Vorschriften

1. Abschnitt

Rechtsstellung, Name, Gliederung
und Aufgaben

§ 1 Rechtsstellung, Name und
Gliederung

§ 2 Aufgaben

2. Abschnitt
Hochschulangehörige

§ 3 Hochschulangehörige
§ 4 Hochschullehrer
§ 5 Wissenschaftliche Mitarbeiter
§ 6 Studenten
§ 7 Nichtwissenschaftliche

Mitarbeiter

§ 8 Ehrenbürger

Teil II

Organe und Organisationseinheiten

1. Abschnitt
Organe der Gesamthochschule

§ 9 Organe
§ 10 Gründungsrektor
§ 11 Gründungsrektorat
§ 12 Konrektoren
§ 13 Gründungssenat
§ 14 Ergänzung des Gründungs¬

senats

§ 15 Auflösung des Gründungsse¬
nats

§ 16 Verfahren im Gründungssenat

2. Abschnitt
Ständige Kommissionen und

Ausschüsse
§ 17 Ständige Kommissionen
§ 18 Aufgaben der ständigen

Kommissionen

§19 Zusammensetzung der
ständigen Kommissonen

§ 20 Ausschüsse

3. Abschnitt
Kuratorium

§ 21 Aufgaben
§ 22 Zusammensetzung und Dauer

der Zugehörigkeit

4. Abschnitt
Fachbereiche

§ 23 Gliederung, Aufgaben und
Angehörige

§ 24 Organe
§ 25 Dekan und Prodekan
§ 26 Fachbereichsrat
§27 Fachbereichsversammlung
§ 28 Zusammenarbeit mit anderen

Fachbereichen
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§ 29 Zusammensetzung von Fach¬
bereichsorganen in Sonder¬
fällen

§ 30 Betriebseinheiten

5. Abschnitt

Zentrale Einrichtungen
§ 31 Zentrale Einrichtungen
§ 32 Gesamthochschulbibliothek
§ 33 Zentrale Studienberatungsstelle

6. Abschnitt

Hochschulverwaltung
§ 34 Kanzler
§ 35 Geschäfte der Hochschul¬

verwaltung

7. Abschnitt

Abteilungen
§ 36 Leitung

8. Abschnitt
Institute an der Gesamthochschule

§ 37 Voraussetzungen der
Angliederung

Teil III
Studentenschaft

§ 38 Rechtsstellung und Aufgaben
§ 39 Krankenversicherung der

Studenten

Teil IV

Verfahrensgrundsätze
§ 40 Rechte und Pflichten der

Hochschulangehörigen
§ 41 Grundsätze der Mitwirkung
§ 42 Art und Umfang der

Mitwirkung
§ 43 Wahlen
§ 44 Stimmrecht
§ 45 Abstimmungen und Mehrheiten

§ 46 Öffentlichkeit von Sitzungen
und Verschwiegenheit

§ 47 Veröffentlichung und
Verkündung von Satzungen und
Ordnungen

§ 48 Besetzung von Hochschul¬
lehrerstellen

Teil V
Funktionen

1. Abschnitt
Lehre und Studium

§ 49 Lehrfreiheit
§ 50 Studienfreiheit
§ 51 Einschreibung von Studenten
§ 52 Studienordnungen und Studien¬

pläne
§ 53 Studienberatung

2. Abschnitt

Prüfungen
§ 54 Allgemeine Bestimmungen für

Hochschulprüfungen
§ 55 Hochschulprüfungen
§ 56 Akademische Grade
§ 57 Qualifikationsverfahren

3. Abschnitt
Forschung

§ 58 Forschungsfreiheit
§ 59 Koordinierung der Forschung
§ 60 Forschung im Auftrag und mit

Mitteln Dritter

§ 61 Forschungsberichte

Teil VI

Planung und Haushaltswesen
§ 62 Struktur-, Entwicklungs- und

Ausstattungspläne
§ 63 Haushaltsvoranschlag
§ 64 Verteilung der Haushaltsmittel
§ 65 Bewirtschaftung der Haushalts¬

mittel
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Teil VII

Übergangs- und Schlußvorschriften
§ 66 Übergangsvorschriften
§ 67 Übergangsregelung für die

Studentenschaft

§ 68 Weitergeltung bisherigen Rechts
§ 69 Änderung und Außerkrafttreten

der Vorläufigen Grundordnung
§ 70 Inkrafttreten

Teil I

Allgemeine Vorschriften

1. Abschnitt

Rechtsstellung, Name, Gliederung und
Aufgaben

§ 1
Rechtsstellung, Name und Gliederung
(1) Die Gesamthochschule in Pader¬
born ist gemäß § 8 Satz 1 GHEG Kör¬
perschaft des öffentlichen Rechts und
zugleich Einrichtung des Landes. Sie
führt den Namen „Gesamthochschule
Paderborn".

(2) Die Gesamthochschule Paderborn
gliedert sich in Fachbereiche (§ 23) und
Abteilungen (§ 36), die sich in Höxter,
Meschede und Soest befinden (vgl. §
14 Abs. 4 Satz 2 GHEG).

2

Aufgaben
Die Gesamthochschule nimmt die Auf¬
gaben gemäß § 1 GHEG wahr. Sie för¬
dert die Zusammenarbeit mit anderen
Hochschulen innerhalb und außerhalb
der Bundesrepublik Deutschland.

2. Abschnitt
Hochschulangehörige

§3
Hochschulangehörige

(1) Der Gesamthochschule gehören ge¬
mäß § 4 Absatz 1 Hochschulgesetz

(HSchG) vom 7. April 1970
(GV.NW.S.254), geändert durch das
Gesamthochschulentwicklungsgesetz,
an:

1. die Hochschullehrer,
2. der Kanzler,
3. die wissenschaftlichen

Mitarbeiter
4. die Studenten
5. die nichtwissenschaftlichen

Mitarbeiter.

Die Angehörigen der Gesamthochschu¬
le wirken gemäß § 24 Abs. 1 Satz 1
HSchG an der Selbstverwaltung der
Gesamthochschule mit. Sie haben das
Recht, die Einrichtungen der Gesamt¬
hochschule im Rahmen ihrer Aufgaben
nach Maßgabe von Benutzungsanord¬
nungen oder -Vorschriften zu benutzen.

(2) Ferner gehören der Gesamthoch¬
schule an:

1. die Lehrkräfte, die gastweise
oder nebenberuflich an der Ge¬
samthochschule tätig sind,

2. die Honorarprofessoren,
3. die Lehrbeauftragten,
4. die Doktoranden, sofern sie

nicht gemäß Absatz 1 Hoch¬
schulangehörige sind,

5. die Zweithörer,
6. die Gasthörer,
7. die Ehrenbürger.

Die unter den Nummern 1 bis 6 Genann¬
ten haben das Recht gemäß Absatz 1
Satz 3.

§4
Hochschullehrer

Hochschullehrer sind gemäß § 10
GHEG und § 199 Abs. 1 des Landesbe¬
amtengesetzes in der Fassung der Be-
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kanntmachung vom 6. Mai 1970, zuletzt
geändert durch Gesetz vom 11. Juli
1972 (GV.NW.S.192), die hauptamtlich
oder hauptberuflich an der Gesamt¬
hochschule tätigen Professoren, Stu¬
dienprofessoren, Dozenten, Fachhoch¬
schullehrer sowie diejenigen Lehrkräfte,
denen eine übergeleitete Einrichtung
auf Grund ihrer Verfassung die Stellung
von Hochschullehrern gemäß § 4 Ab¬
satz 2 HSchG eingeräumt hat. § 6 Ab¬
satz 2 HSchG bleibt unberührt. Ferner
gehören zu den Hochschullehrern die
Mitglieder des Senats gemäß § 19 Abs.
1 Nr. 3 GHEG, die an einer anderen
Hochschule Hochschullehrer im Sinne
von § 10 GHEG oder von § 6 Abs. 1
HSchG sind oder die eine Lehrbefähi¬
gung besitzen, die sie auf Grund eines
förmlichen Qualifikationsverfahrens er¬
worben haben.

§5
Wissenschaftliche Mitarbeiter

Wissenschaftliche Mitarbeiter sind ge¬
mäß § 12 HSchG die in den Fachberei¬
chen und zentralen Einrichtungen der
Gesamthochschule wissenschaftlich
tätigen Beamten und Angestellten mit
abgeschlossener Hochschulausbildung
und Richter, soweit sie nicht zu den
Hochschullehrern gehören. Ferner zäh¬
len zu den wissenschaftlichen Mitarbei¬
tern die Mitglieder des Gründungsse¬
nats gemäß § 19 Absatz 1 Nr. 3 GHEG,
die an einer anderen Hochschule wis¬
senschaftliche Mitarbeiter im Sinne von
§ 12 HSchG sind.

§6
Studenten

Studenten sind die an der Gesamthoch¬
schule eingeschriebenen Studieren¬
den. Ferner zählen zu den Studenten
die Mitglieder des Gründungssenats
gemäß § 19 Absatz 1 Nr. 3 GHEG, die an
einer anderen Hochschule als Studie¬
rende eingeschrieben sind.

§7
Nichtwissenschaftliche Mitarbeiter

Nichtwissenschaftliche Mitarbeiter sind
gemäß § 13 HSchG die nicht zu den
Hochschullehrern und den wissen¬
schaftlichen Mitarbeitern gehörenden,
an der Gesamthochschule tätigen Be¬
amten, Angestellten und die Arbeiter.

§8
Ehrenbürger

Die Voraussetzungen für die Ernennung
von Ehrenbürgern und ihre Stellung in
der Gesamthochschule werden durch
Satzung der Gesamthochschule gere¬
gelt.

Teil II

Organe und Organisationseinheiten

1. Abschnitt

Organe

§9
Organe

Organe der Gesamthochschule sind:
1. der Gründungsrektor,
2. das Gründungsrektorat,
3. der Grundungssenat.

§ 10
Gründungsrektor

(1) Der Gründungsrektor
1. führt gemäß § 30 Absatz 3 Satz 2

HSchG den Vorsitz im Gründungs¬
rektorat und leitet dessen Geschäf¬
te;

2. führt den Vorsitz im Gründungsse¬
nat;

3. berichtet dem Gründungssenat re¬
gelmäßig über die Amtsführung des
Gründungsrektorats;

4. trifft im Einvernehmen mit dem Kanz¬
ler Maßnahmen in Angelegenheiten,
die keinen Aufschub dulden und in
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denen ein Beschluß des Gründungs¬
rektorats nicht rechtzeitig herbeige¬
führt werden kann. Der Gründungs¬
rektor hat dem Gründungsrektorat
unverzüglich Rechenschaft abzule¬
gen;

5. trifft im Einvernehmen mit drei weite¬
ren Mitgliedern des Gründungsse¬
nats Maßnahmen in Angelegenhei¬
ten, die keinen Aufschub dulden und
in denen ein Beschluß des Grün¬
dungssenats nicht rechtzeitig her¬
beigeführt werden kann. Der Grün¬
dungsrektor hat dem Gründungsse¬
nat unverzüglich Rechenschaft ab¬
zulegen;

6. entscheidet gemäß § 30 Absatz 3
Satz 3 HSchG in dienstrechtlichen
Angelegenheiten der an der Ge¬
samthochschule tätigen Beamten,
Angestellten und Arbeiter, soweit
ihm diese Angelegenheit übertragen
sind;

7. vertritt gemäß § 30 Absatz 3 Satz 1
HSchG die Gesamthochschule ge¬
richtlich und außergerichtlich;

8. ist gemäß § 30 Absatz 3 Satz 4 in
Verbindung mit § 29 Abs. 6 HSchG
für die Ordnung in der Gesamthoch¬
schule verantwortlich und übt das
Hausrecht aus.

(2) In Wahrnehmung der Aufgaben ge¬
mäß Absatz 1 Nr. 2, 3 und 5 wird der
Gründungsrektor nach Maßgabe der
Geschäftsordnung des Gründungsrek¬
torats durch einen der Konrektoren ver¬
treten. Ist der Konrektor nicht Mitglied
des Gründungssenats, so ist er in der
Ausübung der Befugnis nach Absatz 1
Nr. 2 stimmberechtigt. Im übrigen wird
der Gründungsrektor gemäß § 30 Abs. 4
Satz 1 HSchG durch den Kanzler vertre¬
ten.

(3) Die Amtszeit des Gründungsrektors
endet gemäß § 21 Abs. 3 GHEG mit der
Bestellung des entsprechenden, auf
Grund der Gesamthochschulsatzung
gewählten Hochschulorgans. Scheidet
der Gründungsrektor vor Ablauf der

Amtszeit nach Satz 1 aus dem Amt aus,
so beruft der Minister für Wissenschaft
und Forschung im Benehmen mit dem
Gründungssenat für den Rest der Amts¬
zeit einen neuen Gründungsrektor.

§11
Gründungsrektorat

(1) Mitglieder des Gründungsrektorats
sind gemäß § 31 Abs. 1 Satz 1 HSchG:

1. der Gründungsrektor als Vor¬
sitzender,

2. die drei Konrektoren,
3. der Kanzler,

(2) Das Gründungsrektorat leitet gemäß
§ 31 Absatz 2 HSchG die Gesamthoch¬
schule. In Ausübung dieser Aufgabe ob¬
liegen ihm alle Angelegenheiten der Ge¬
samthochschule, für die im Gesamt¬
hochschulentwicklungsgesetz, im
Hochschulgesetz oder in dieser Vorläu¬
figen Grundordnung nicht ausdrücklich
eine andere Zuständigkeit festgelegt
ist. Es wirkt darauf hin, daß die Organe
und Einrichtungen der Gesamthoch¬
schule und der Fachbereiche ihre Auf¬
gaben wahrnehmen und die Angehöri¬
gen der Gesamthochschule ihre Pflich¬
ten erfüllen.

(3) Das Gründungsrektorat hat gemäß §
31 Absatz 2 Satz 4 bis 6 HSchG Be¬
schlüsse oder Maßnahmen der anderen
Organe der Gesamthochschule und der
Fachbereiche, die das geltende Recht
verletzen, zu beanstanden. Die Bean¬
standung hat aufschiebende Wirkung.
Wird keine Abhilfe geschaffen, so hat es
den Minister für Wissenschaft und For¬
schung unverzüglich zu unterrichten; in
dringenden Fällen kann der Gründungs¬
rektor vorläufige Maßnahmen treffen.
(4) Die Organe der Gesamthochschule
und der Fachbereiche, die Leiter der
zentralen Einrichtungen sowie die Ab¬
teilungsleiter haben dem Gründungs¬
rektorat gemäß § 31 Absatz 2 Satz 7
HSchG Auskunft zu erteilen. Die Mitglie¬
der des Gründungsrektorats sind be¬
rechtigt, an den Sitzungen der anderen
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Organe und Gremien der Gesamthoch¬
schule und der Fachbereiche mit bera¬
tender Stimme teilzunehmen, soweit
in dieser Vorläufigen Grundordnung
nichts anderes bestimmt ist.

(5) Das Gründungsrektorat gibt sich ge¬
mäß § 31 Absatz 3 HSchG eine Ge¬
schäftsordnung.

§ 12
Konrektoren

(1) Jeder Konrektor ist Vorsitzender ei¬
ner ständigen Kommission und führt
deren Geschäfte.
(2) Die Konrektoren werden auf Vor¬
schlag des Gründungsrektors mit der
Mehrheit der Mitglieder des Grün¬
dungssenats aus dem Kreis der Hoch¬
schullehrer der Gesamthochschule ge¬
wählt. Bei jedem Kandidaten gibt der
Gründungsrektor vor der Wahl an, in
welcher ständigen Kommission er den
Vorsitz führen soll.
(3) Die Amtszeit der Konrektoren be¬
stimmt sich nach der Amtszeit des
Gründungsrektors gemäß § 10 Abs. 3
Satz 1. Bei vorzeitigem Ausscheiden
aus dem Amt eines Konrektors wählt
der Gründungssenat gemäß Absatz 2
für den Rest der Amtszeit einen neuen
Konrektor.

§ 13
Gründungssenat

(1) Dem Gründungssenat gehören ge¬
mäß § 19 Absatz 1 GHEG an:
1. der Gründungsrektor als Vorsitzen¬

der,
2. vier Hochschullehrer,
3. ein wissenschaftlicher Mitarbeiter,
4. drei Studenten,
5. zwei nichtwissenschaftliche Mitar¬

beiter,
6. bis zu zehn weitere Mitglieder gemäß

§ 19 Absatz 1 Nr. 3 GHEG,
7. der Kanzler mit beratender Stimme.

Die in Satz 1 Nr. 2 bis 5 Genannten sind
die nach Maßgabe des § 19 Absatz 3

GHEG gewählten Mitglieder. Die in Satz
1 Nr. 6 Genannten sind die nach Maß¬
gabe von § 19 Absatz 4 GHEG berufe¬
nen Mitglieder.
(2) Der Gründungssenat hat folgende
Aufgaben:
1. er entscheidet in Grundsatzfragen

des Lehr- und Studienbetriebes (vgl.
§ 32 Absatz 2 Satz 2 Nr. 2 HSchG in
Verbindung mit § 20 GHEG);

2. er entscheidet in Grundsatzfragen
des Forschungsbetriebes und der
Koordinierung wissenschaftlicher
Vorhaben, insbesondere über For¬
schungsschwerpunkte, die mehrere
Fachbereiche berühren, und über
die Beantragung von Sonderfor¬
schungsbereichen (vgl. § 32 Absatz
2 Satz 2 Nr. 1 HSchG in Verbindung
mit § 20 GHEG);

3. er entscheidet in Grundsatzfragen
der Förderung des wissenschaftli¬
chen Nachwuchses;

4. er beschließt Satzungen und Ord¬
nungen der Gesamthochschule, ins¬
besondere die Einschreibungsord¬
nung (§ 15 Abs. 4 HSchG), die Sat¬
zungen der zentralen Einrichtungen
(§ 37 Absatz 1 Satz 2 HSchG), die
Ordnungsvorschriften (§ 29 Abs. 6
HSchG), die Wahlordnung (§ 21 Ab¬
satz 1 Satz 1 GHEG), die Beitrags¬
ordnung zur Krankenversicherung
(vgl. § 39);

5. er beschließt über die Struktur-, Ent-
wicklungs- und Ausstattungspläne
der Gesamthochschule (vgl. §§ 32
Absatz 2 Satz 2 Nr. 5, 41, 42 HSchG
in Verbindung mit § 20 GHEG);

6. er beschließt über die Errichtung,
Änderung und Auflösung von Fach¬
bereichen und zentralen Einrichtun¬
gen (vgl. §§ 34 Absatz 3 Satz 1, 37
Absatz 2 Satz 1 HSchG);

7. er beschließt über Zulassungs¬
beschränkungen gemäß § 56 Abs. 2
Satz 1 HSchG; er nimmt Stellung
zu Zulassungsbeschränkungen, die
gemäß § 56 Abs. 2 Satz 2 HSchG
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vom Minister für Wissenschaft und
Forschung angeordnet werden sol¬
len;

8. er beschließt über Vorschläge zur
Besetzung von Planstellen und an¬
derer freier Stellen für Hochschul¬
lehrer (vgl. § 32 Absatz 2 Satz 2 Nr.
4 HSchG in Verbindung mit § 20
GHEG);

9. er stimmt den Fachbereichssatzun¬
gen sowie den Satzungen und Ordnun¬
gen der Fachbereiche, insbesondere
den Studien-, Hochschulprüfungs- und
Habilitationsordnungen, den Graduie-
rungssatzungen, den Satzungen für die
Betriebseinheiten der Fachbereiche
und der Satzung der Studentenschaft
zu;
10. er entscheidet über die Angliede-

rung von Instituten, die außerhalb
der Gesamthochschule stehen;

11. er regelt Zuständigkeiten, die der
Gesamthochschule auf Grund von
Gesetzen, Rechts- und Verwal¬
tungsverordnungen übertragen
werden;

12. er kann zur Erfüllung der ihm über¬
tragenen Aufgaben Ausschüsse bil¬
den und Beauftragte bestellen;

13. er wählt die Konrektoren;
14. er nimmt die Berichte des Grün¬

dungsrektors über die Amtsführung
des Gründungsrektorats entgegen;

15. er kann dem Minister für Wissen¬
schaft und Forschung Vorschläge
zur Änderung dieser Vorläufigen
Grundordnung vorlegen;

16. er entscheidet in Angelegenheiten,
die ihm auf Grund von Vorschriften
dieser Vorläufigen Grundordnung
oder anderer Satzungen der Ge¬
samthochschule übertragen sind.

(3) Bei Entscheidungen über Angele¬
genheiten gemäß Absatz 2 Nr. 1, 2,3, 8
haben die nichtwissenschaftlichen Mit¬
arbeiter beratende Stimme. Dasselbe
gilt im Falle des Absatzes 2 Nr. 9, soweit
es sich um Studien-, Hochschulprü¬

fungs-, Habilitationsordnungen, Gradu-
ierungssatzungen und um Satzungen
für die Betriebseinheiten handelt.

§ 14
Ergänzung des Gründungssenats

(1) Scheidet ein gewähltes Mitglied des
Gründungssenats aus der Gesamt¬
hochschule aus oder tritt es von seinem
Amt zurück, so tritt an seine Stelle das
gewählte Ersatzmitglied (vgl. § 22 Abs.
1 der Wahlordnung für die Wahl zum
Gründungssenat der zu errichtenden
Gesamthochschulen [WahlO] vom 19.
Mai 1972 (GABI. S. 240).
(2) Scheidet auch das Ersatzmitglied
aus der Gesamthochschule aus oder
tritt es von seinem Amt zurück, so wählt
der Gründungssenat einen Vertreter
der jeweiligen Gruppe auf Vorschlag der
übrigen im Gründungssenat verbleiben¬
den Angehörigen dieser Gruppe als
Nachfolger des ausscheidenden Mit¬
glieds. Sind alle Angehörigen dieser
Gruppe aus dem Gründungssenat aus¬
geschieden, so ist der Gründungssenat
an einen Vorschlag nicht gebunden (vgl.
§ 22 Absatz 2 Satz 2 WahlO).
(3) Scheidet ein gemäß § 19 Absatz 1
Nr. 3 GHEG berufenes Mitglied des
Gründungssenats aus der Gesamt¬
hochschule aus, so steht dem Minister
für Wissenschaft und Forschung das
Recht auf Ergänzung zu.

§ 15
Auflösung des Gründungssenats

Mit der Bildung des Senats der Gesamt¬
hochschule auf Grund der Gesamt¬
hochschulsatzung ist der Gründungs¬
senat aufgelöst (vgl. § 21 Absatz 2
GHEG).
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§ 16
Verfahren im Gründungssenat

(1) Der Gründungssenat wird vom
Gründungsrektor einberufen. Er ist ein¬
zuberufen, wenn ein Viertel seiner Mit¬
glieder dies unter Angabe des Bera¬
tungsgegenstandes verlangt.
(2) Der Gründungsrektor schlägt die Ta¬
gesordnung vor, die mindestens eine
Woche vor der jeweiligen Sitzung zu¬
sammen mit der Einladung den Mitglie¬
dern des Gründungssenats zugehen
muß. Der Gründungsrektor und die Se¬
natsmitglieder sind befugt, bis zur Fest¬
legung der endgültigen Tagesordnung
zu Beginn der Sitzung weitere Tages¬
ordnungspunkte vorzuschlagen, deren
Beratung erst nach ergangener Einla¬
dung dringend notwendig geworden ist.
Der Gründungssenat legt mit einfacher
Stimmenmehrheit die Tagesordnung
fest und kann mit Zweidrittelmehrheit
die Nichtbehandlung einzelner Tages¬
ordnungspunkte für die jeweilige Sit¬
zung beschließen. Die nicht behandel¬
ten Tagesordnungspunkte sind in die
Tagesordnung der nächsten Sitzung
aufzunehmen und in dieser Sitzung zu
behandeln. Die Vertagung einzelner Ta¬
gesordnungspunkte kann nur mit Zu¬
stimmung des Gründungsrektors erfol¬
gen. Jedes Mitglied des Gründungsse¬
nats ist berechtigt, dem Gründungsrek¬
tor bis spätestens zehn Tage vor einer
Sitzung Tagesordnungspunkte zur Be¬
ratung schriftlich vorzuschlagen.
(3) Über die Sitzung des Gründungsse¬
nats ist ein Ergebnisprotokoll anzuferti¬
gen, das vom Gründungsrektor und dem
Kanzler als Schriftführer zu unterzeich¬
nen ist. Die Beschlüsse sind zu veröf¬
fentlichen, soweit nicht rechtliche Grün¬
de oder die Wahrung persönlicher Inter¬
essen entgegenstehen oder der Grün¬
dungssenat nicht mit einer Mehrheit
von zwei Dritteln seiner stimmberech¬
tigten Mitglieder etwas anderes be¬
schlossen hat.

(4) Der Gründungssenat kann weiteres
in einer Geschäftsordnung regeln.

2. Abschnitt

Ständige Kommissionen und
Ausschüsse

§ 17
Ständige Kommissionen

(1) Zur Unterstützung des Gründungs¬
rektorats und des Gründungssenats
werden folgende ständige Kommissio¬
nen gebildet:
1. eine Kommission für Struktur-, Ent-

wicklungs- und Haushaltsplanung
(Struktur- und Haushaltskommis-
sion),

2. eine Kommission für Studium und
Lehre (Studienkommission),

3. eine Kommission für Forschung
(Forschungskommission).

Die Struktur- und Haushaltskommis¬
sion hat eine Unterkommission für Bi¬
bliotheksangelegenheiten.
(2) Die ständigen Kommissionen haben
im Rahmen ihrer Aufgaben die Ent¬
scheidungen des Gründungsrektorats
und des Gründungssenats sowie Vorla¬
gen des Gründungsrektorats an den
Gründungssenat beratend vorzuberei¬
ten.

§ 18
Aufgaben der ständigen Kommissionen
(1) Die Struktur- und Haushaltskom¬
mission hat die Aufgabe, alle Angele¬
genheiten, die die fachliche und organi¬
satorische Struktur und die räumliche,
personelle und finanzielle Ausstattung
der Gesamthochschule im Bereich von
Forschung und Lehre sowie deren Ent¬
wicklung betreffen, beratend vorzube¬
reiten. Dazu gehört insbesondere die
Vorbereitung.
1. der Aufstellung und Fortschreibung

der Struktur-, Entwicklungs- und
Ausstattungspläne gemäß §§ 41
und 42 HSchG,

2. der Errichtung, Änderung und Auflö¬
sung von Fachbereichen und zentra
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len Einrichtungen gemäß §§ 34 Ab¬
satz 3 Satz 1 und 37 Absatz 2 Satz 1
HSchG,

3. der Beschlußfassung über die Fach¬
bereichssatzungen und die Satzun¬
gen der zentralen Einrichtungen,

4. der Angliederung von Instituten, die
außerhalb der Gesamthochschule
stehen,

5. der Zusammenarbeit mit anderen
Hochschulen und wissenschaftli¬
chen Einrichtungen,

6. der Aufstellung des Haushaltsvoran¬
schlages gemäß § 45 HSchG,

7. der Grundsätze für die Verteilung der
Stellen und Mittel sowie für das Be¬
schaffungswesen.

Die Unterkommission für Bibliotheksan¬
gelegenheiten behandelt unbeschadet
der Zuständigkeit der Struktur- und
Haushaltskommission die Angelegen¬
heiten gemäß Satz 1 und 2, soweit sie
die Gesamthochschulbibiliothek betref¬
fen. Sie wirkt bei Grundsatzangelegen¬
heiten der Gesamthochschulbibliothek
mit, insbesondere bei der Zusammenar¬
beit mit anderen Hochschulbibliotheken
und dem Hochschulbibliothekszentrum.
Sie legt die Verwendung der der Ge¬
samthochschulbibliothek zugewiese¬
nen Mittel für die einzelnen Fachgebiete
und bibliothekarischen Einrichtungen
fest.

(2) Die Studienkommission hat die Auf¬
gabe, alle Angelegenheiten der Lehre
sowie des Studien- und Prüfungswe¬
sens, soweit die Fachbereiche nicht zu¬
ständig sind, beratend vorzubereiten.
Dazu gehört insbesondere
1. die Überprüfung der Studien- und

Hochschulprüfungsordnungen so¬
wie der Graduierungssatzungen vor
der Zustimmung durch den Grün¬
dungssenat,

2. die Stellungnahme zu staatlichen
Prüfungsordnungen,

3. die Vorbereitung der Beschlußfas¬
sung über Zulassungsbeschränkun¬

gen und über Stellungnahmen im
Sinne von § 56 Absatz 2 Satz 2
HSchG,

4. die Vorbereitung der fachbereichs¬
übergreifenden Koordinierung des
Lehrangebots, soweit nicht die ge¬
meinsamen Ausschüsse gemäß § 28
zuständig sind,

5. die Vorbereitung der Koordinierung
der Fort- und Weiterbildung sowie
des Fernstudiums, soweit diese über
den Rahmen eines Fachbereichs
hinaus notwendig ist,

6. die Zusammenarbeit mit den Stu-
dienreformkommissionen und dem
Hochschuldidaktischen Zentrum,

7. die Mitwirkung in Angelegenheiten
der zentralen Studienberatungsstel¬
le.

(3) Die Forschungskommission hat die
Aufgabe, alle Angelegenheiten der For¬
schungsorganisation, soweit die Fach¬
bereiche nicht zuständig sind, beratend
vorzubereiten. Dazu gehört insbeson¬
dere
1. die fachbereichs- und hochschul-

übergreifende Koordinierung der
Forschung,

2. die Festlegung von Forschungs¬
schwerpunkten, die mehrere Fach¬
bereiche berühren, und die Beantra¬
gung von Sonderforschungsberei¬
chen.

§ 19
Zusammensetzung der ständigen

Kommissionen
(1) Der Struktur- und Haushaltskom¬
mission gehören an:
1. der Konrektor als Vorsitzender kraft

Amtes,
2. vier Hochschullehrer,
3. zwei wissenschaftliche Mitarbeiter,
4. zwei Studenten,
5. ein nichtwissenschaftlicher Mitar¬

beiter,
6. der Kanzler mit beratender Stimme.
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Der Unterkommission für Bibliotheks¬
angelegenheiten gehört der Leiter der
Gesamthochschulbibliothek mit bera¬
tender Stimme an.

(2) Der Studienkommission gehören an:
1. der Konrektor als Vorsitzender kraft

Amtes,
2. vier Hochschullehrer,
3. zwei wissenschaftliche Mitarbeiter,
4. drei Studenten.

(3) Der Forschungskommission gehö¬
ren an:

1. der Konrektor als Vorsitzender kraft
Amtes,

2. zwei Hochschullehrer,
3. ein wissenschaftlicher Mitarbeiter,
4. ein Student.
5. ein nichtwissenschaftlicher Mitar¬

beiter mit beratender Stimme, der in
einer Forschungseinrichtung der
Gesamthochschule tätig ist und auf¬
grund seiner Ausbildung oder einer
mehrjährigen Berufserfahrung über
besondere Erfahrungen auf Gebie¬
ten verfügt, die Forschungsgegen¬
stand in der Gesamthochschule sein
können.

(4) Die Mitglieder der ständigen Kom¬
mission sollen, soweit sie ihnen nicht
kraft Amtes angehören, vom Grün¬
dungssenat
1. bis zur Hälfte aus dem Kreis der Mit¬

glieder des Gründungssenats,
2. zur anderen Hälfte aus dem Kreis

der übrigen Hochschulangehörigen
gewählt werden.

(5) Die Mitgliedschaft in den ständigen
Kommissionen endet mit der Amtszeit
des Gründungssenats. Scheidet ein
Mitglied vorzeitig aus, ist für den Rest
der Amtszeit eine Neuwahl durchzufüh¬
ren.
(6) Die ständigen Kommissionen wäh¬
len aus der Mitte ihrer Wahlmitglieder
den stellvertretenden Vorsitzenden.

§ 20
Ausschüsse

(1) Sofern der Gründungssenat gemäß
§ 13 Absatz 2 Nr. 12 Ausschüsse bildet,
gilt § 19 Absatz 4 bis 6 entsprechend
mit der Maßgabe, daß alle Mitglieder
aus dem Kreis der Hochschulangehöri¬
gen gemäß § 3 Absatz 1 Satz 1 der je¬
weiligen Gruppe wählbar sind, auch
wenn sie dem Gründungssenat nicht
angehören.
(2) Den Ausschüssen müssen Vertreter
der Gruppen der Hochschullehrer, der
wissenschaftlichen Mitarbeiter und der
Studenten angehören.
(3) Sind für bestimmte Aufgaben auf
Grund von Gesetzen, Rechts- und Ver¬
waltungsverordnungen zentrale Aus¬
schüsse von der Gesamthochschule zu
bilden, so werden ihre Mitglieder vom
Gründungssenat gewählt. Sie sind dem
Gründungsrektorat für die Erfüllung der
ihnen übertragenen Aufgaben unmittel¬
bar verantwortlich, soweit in den ge¬
nannten Vorschriften nichts anderes
bestimmt ist.

3. Abschnitt
Kuratorium

§ 21
Aufgaben

(1) Das Kuratorium unterstützt gemäß §
22 Absatz 3 GHEG durch geeignete
Maßnahmen den Aufbau der Gesamt¬
hochschule und ihre Integration in die
Region, indem es sich für die Interessen
der Gesamthochschule in der Öffent¬
lichkeit, vor allem im Bereich der Stadt
und ihrer Region, einsetzt. Das Kurato¬
rium hat insbesondere folgende Aufga¬
ben:

1. Es nimmt Stellung zu Berichten des
Gründungsrektorats über die Struk¬
tur- und Entwicklungsplanung und
andere Angelegenheiten, die den
Aufbau der Gesamthochschule und
ihre Integration in die Region betref¬
fen;
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2. es unterstützt die Zusammenarbeit
zwischen der Stadt Paderborn, der
Gesamthochschule und den staatli¬
chen Stellen.

(2) Zu den Empfehlungen des Kuratori¬
ums nehmen die jeweils zuständigen
Organe der Gesamthochschule in an¬
gemessener Frist Stellung.

§ 22
Zusammensetzung und Dauer der

Zugehörigkeit
(1) Dem Kuratorium gehören an:
1. der Bürgermeister der Stadt Pader¬

born,
2. sechs weitere, vom Rat der Stadt Pa¬

derborn zu benennende Mitglieder,
3. der Gründungsrektor,
4. der Kanzler

5. fünf vom Gründungssenat zu benen¬
nende Hochschulangehörige.

(2) Die Konrektoren nehmen an den Sit¬
zungen des Kuratoriums mit beratender
Stimme teil.
(3) Die Mitglieder des Kuratoriums, die
vom Gründungssenat benannt worden
sind, scheiden mit der Auflösung des
Gründungssenats aus.

4. Abschnitt
Fachbereiche

§ 23-
Gliederung, Aufgaben und Angehörige
(1) Die Gesamthochschule gliedert sich
in folgende Fachbereiche:
Fachbereich 1:

Philosophie - Religionswissen¬
schaften - Gesellschaftswissen¬
schaften;

Fachbereich 2:
Erziehungswissenschaften -
Psychologie - Sport;

Fachbereich 3:
Sprach- und Literatur-
wissenschaf ten;

* In der Fassung der Änderung vom 15. Oktober 1975

Fachbereich 4:
Kunst- und Musikpädagogik;

Fachbereich 5:
Wirtschaftswissenschaft;

Fachbereich 6:
Naturwissenschaften I;

Fachbereich 7:
Architektur (Höxter);

Fachbereich 8:
Bautechnik (Höxter);

Fachbereich 9:
Landbau (Soest);

Fachbereich 10:
Maschinentechnik I (Paderborn);

Fachbereich 11:
Maschinentechnik II (Meschede);

Fachbereich 12:
Maschinentechnik III (Soest);

Fachbereich 13:
Naturwissenschaften II;

Fachbereich 14:
Elektrotechnik - Elektronik
(Paderborn);

Fachbereich 15:
Nachrichtentechnik (Meschede);

Fachbereich 16:
Elektrische Energietechnik (Soest);

Fachbereich 17:
Mathematik - Informatik

(2) Die Fachbereiche und andere ent¬
sprechende organisatorische Grund¬
einheiten von Forschung und Lehre der
übergeleiteten Einrichtungen sind ein¬
schließlich ihrer Organe aufgelöst.
(3) Die Fachbereiche sind die organisa¬
torischen Grundeinheiten von For¬
schung und Lehre (vgl. § 34 Abs. 1 Satz
2 HSchG). Ihnen obliegt - unbeschadet
der Gesamtverantwortung der Gesamt¬
hochschule - die Pflege der Wissen¬
schaft in Forschung und Lehre (§ 34
Abs. 2 Satz 1 HSchG). Die Fachberei¬
che haben die Vollständigkeit des Lehr¬
angebots für die Studiengänge sowie
die ordnungsgemäße Durchführung der
angebotenen Lehrveranstaltungen zu
gewährleisten. Sie sorgen für die Her-

(GABi. 1975, Nr. 11, S. 575).
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anbildung des wissenschaftlichen
Nachwuchses und fördern die wissen¬
schaftliche Zusammenarbeit ihrer An¬
gehörigen. Sie führen die fachliche Stu¬
dienberatung, Hochschulprüfungen,
Graduierungen und Qualifikationsver¬
fahren für den wissenschaftlichen
Nachwuchs durch. Sie sind für die Stu¬
dienreform verantwortlich und unterein¬
ander zur Kooperation verpflichtet. Sie
haben insbesondere ihr Lehrangebot
mit dem der anderen Fachbereiche ab¬
zustimmen.
(4) Jeder Fachbereich gibt sich im Rah¬
men der nachfolgenden Bestimmungen
eine Satzung, die der Zustimmung des
Gründungssenats bedarf.
(5) Über die Errichtung neuer, die Auflö¬
sung oder die Änderung bestehender
Fachbereiche beschließt der Grun¬
dungssenat. Zur Vorbereitung des Be¬
schlusses muß den betroffenen Fach¬
bereichen Gelegenheit zur Stellungnah¬
me gegeben werden.
(6) Angehörige des Fachbereichs sind
die Hochschullehrer, die wissenschaftli¬
chen und nichtwissenschaftlichen Mit¬
arbeiter, die überwiegend in Fächern
des Fachbereichs tätig sind, und die
Studenten, die sich für einen vom Fach¬
bereich angebotenen Studiengang ein¬
geschrieben haben. Wählt ein Student
einen Studiengang, dessen Teile von
verschiedenen Fachbereichen angebo¬
ten werden, so kann er nur einem Fach¬
bereich seiner Wahl angehören. Er ist
verpflichtet, bei der Einschreibung oder
Rückmeldung den Fachbereich zu be¬
zeichnen, dem er angehören will. Die
Hochschulverwaltung teilt den Dekanen
der betroffenen Fachbereiche die Ent¬
scheidung des Studenten mit.

§ 24
Organe

Organe des Fachbereichs sind:
1. der Dekan,
2. der Fachbereichsrat,
3. die Fachbereichsversammlung.

§ 25
Dekan und Prodekan

(1) Der Dekan leitet den Fachbereich
und führt dessen laufende Geschäfte.
Er hat insbesondere folgende Aufga¬
ben:

1. er vertritt den Fachbereich;
2. erführt den Vorsitz im Fachbereichs¬

rat, bereitet dessen Sitzungen vor
und führt dessen Beschlüsse aus;

3. er ist verpflichtet, für die ordnungs¬
gemäße Erfüllung der Aufgaben des
Fachbereichs zu sorgen;

4. er erstattet der Fachbereichsver¬
sammlung am Ende eines jeden Se¬
mesters einen Rechenschaftsbe¬
richt über seine Amtsführung;

5. er ist berechtigt, an den Sitzungen
aller Selbstverwaltungsgremien des
Fachbereichs mit beratender Stim¬
me teilzunehmen.

(2) Der Dekan wird durch den Prodekan
vertreten. Der Prodekan ist berechtigt,
an den Sitzungen der Gremien des
Fachbereichs mit beratender Stimme
teilzunehmen.

(3) Dekan und Prodekan werden aus
dem Kreis der Hochschullehrer des
Fachbereichs von der Fachbereichs¬
versammlung mit der Mehrheit ihrer
stimmberechtigten Mitglieder gewählt.
Die Wahl erfolgt mindestens drei Mona¬
te vor Ende einer Amtszeit.

(4) Die Amtszeit des Dekans und des
Prodekans beträgt ein Jahr. Wieder¬
wahl ist zulässig. Scheidet der Dekan
vor Ablauf der Amtszeit aus seinem Amt
aus, so tritt der Prodekan an seine Stel¬
le, sofern der Rest der laufenden Amts¬
zeit nicht mehr als drei Monate beträgt
Andernfalls ist für den Rest der Amtszeit
ein neuer Dekan zu wählen. Scheidet
der Prodekan vor Ablauf seiner Amts¬
zeit aus seinem Amt aus, ist für den
Rest der Amtszeit ein neuer Prodekan
zu wählen, sofern diese mehr als drei
Monate beträgt.
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§ 26
Fachbereichsrat

(1) Der Fachbereichsrat entscheidet in
allen Angelegenheiten des Fachbe¬
reichs, die nicht zu den Aufgaben des
Dekans oder der Fachbereichsver¬
sammlung (vgl. § 27 Absatz 1) gehören.
Er hat insbesondere folgende Aufga¬
ben:
1. er beschließt Satzungen und Ord¬

nungen des Fachbereichs, insbe¬
sondere Studien-, Hochschulprü-
fungs- und Habilitationsordnungen
und Graduierungssatzungen;

2. er beschließt über die Errichtung,
Änderung und Auflösung von Be¬
triebseinheiten des Fachbereichs.
Der Beschluß bedarf der Zustim¬
mung des Gründungssenats. § 18
Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 GHEG bleibt un¬
berührt;

3. er beschließt über Anträge auf An¬
ordnung von Zulassungsbeschrän¬
kungen;

4. er stellt Vorschläge zur Besetzung
von Planstellen und anderer freier
Stellen für Hochschullehrer auf;

5. er beschließt die Studienpläne;
6. er entwirft den Ausstattungs- und

den Struktur- und Entwicklungsplan
des Fachbereichs;

7. er wirkt bei der Aufstellung des
Haushaltsvoranschlages der Ge¬
samthochschule mit, soweit es den
Fachbereich einschließlich seiner
Betriebseinheiten betrifft und verteilt
die dem Fachbereich zugewiesenen
Stellen und Mittel;

8. er wirkt bei Graduierungen, Hoch¬
schulprüfungen und Habilitationen
nach Maßgabe der entsprechenden
Satzungen oder Ordnungen mit;

9. er ordnet das Studien- und Prü¬
fungswesen neu unter Berücksichti¬
gung hochschuldidaktischer Er¬
kenntnisse und der Empfehlungen
der Studienreformkommissionen
und des Hochschuldidaktischen
Zentrums.

(2) Dem Fachbereichsrat gehören an:
1. der Dekan als Vorsitzender,
2. vier Hochschullehrer,
3. zwei wissenschaftliche Mitarbeiter,
4. zwei Studenten,
5. ein nichtwissenschaftlicher Mitar-

arbeiter
(3) Bei Entscheidungen gemäß Absatz
1 Satz 2 Nr. 1 über Studien-, Hochschul-
prüfungs-, Habilitationsordnungen,
Graduierungssatzungen und Satzun¬
gen für die Betriebseinheiten und in den
Fällen des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 4,5,8,9
sowie bei Entscheidungen über andere
Angelegenheiten, die die Forschung
und Lehre unmittelbar betreffen, hat der
nichtwissenschaftliche Mitarbeiter nur
beratende Stimme.
(4) Die Mitglieder des Fachbereichsra¬
tes werden mit Ausnahme des Dekans
von der Fachbereichsversammlung aus
dem Kreis ihrer Mitglieder gewählt. Die
Mitglieder der Fachbereichsversamm¬
lung haben für die aus ihrer Gruppe zu
wählenden Vertreter das Benennungs¬
recht.
(5) Die Amtszeit der Wahlmitglieder be¬
trägt ein Jahr. Wiederwahl ist zulässig.

§ 27
Fachbereichsversammlung

(1) Die Fachbereichsversammlung hat
folgende Aufgaben:
1. sie beschließt die Fachbereichssat¬

zung gemäß § 36 Satz 3 HSchG;
wählt den Dekan, den Prodekan, den
Vorsitzenden der Fachbereichsver¬
sammlung, die Mitglieder des Fach¬
bereichsrates gemäß § 36 Satz 3
HSchG und den Abteilungsleiter so¬
wie dessen Stellvertreter gemäß §
36 Absatz 2;

3. sie nimmt den Rechenschaftsbericht
des Dekans entgegen.

(2) Der Fachbereichsversammlung ge
hören die Hochschullehrer des Fachbe¬
bereichs, wissenschaftliche Mitarbei¬
ter,
Studenten und nichtwissenschaftliche
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Mitarbeiter im Verhältnis von fünf zu
zwei zu zwei zu eins an. Ergibt sich bei
der Errechnung der Anzahl der Angehö¬
rigen eine Bruchzahl, so ist zur nächst¬
höheren ganzen Zahl aufzurunden. Bei
Errechnung der Anzahl der Angehöri¬
gen ist von der Anzahl der Hochschul¬
lehrer auszugehen, die im Zeitpunkt der
Wahl dem Fachbereich angehören.
(3) Die Wahlmitglieder der Fachbe¬
reichsversammlung werden von den
Angehörigen der jeweiligen Gruppen
des Fachbereichs nach Gruppen ge¬
trennt gewählt. Für jede der in der Fach¬
bereichsversammlung vertretenen
Gruppe - mit Ausnahme der Gruppe der
Hochschullehrer- sind außerdem je drei
Ersatzmitglieder zu wählen, die bei Aus¬
scheiden eines Mitglieds ihrer Gruppe
für den Rest der Amtszeit an dessen
Stelle treten. Das Nähere regelt eine
Wahlordnung (vgl. § 43 Absatz 3).
(4) Die Amtszeit der Wahlmitglieder aus
der Gruppe der wissenschaftlichen und
nichtwissenschaftlichen Mitarbeiter be¬
trägt zwei Jahre, die aus der Gruppe der
Studenten ein Jahr.

§ 28
Zusammenarbeit mit anderen

Fachbereichen

(1) Für Angelegenheiten, die den Auf¬
gabenbereich mehrerer Fachbereiche
berühren, insbesondere im Bereich des
Studien- und Prüfungswesens, der Be¬
rufung von Hochschullehrern und der
Struktur-, Entwicklungs- und Ausstat¬
tungsplanung, sollen von den betroffe¬
nen Fachbereichen gemeinsame Aus¬
schüsse gebildet werden.
(2) Die gemeinsamen Ausschüsse be¬
schließen abweichend von § 26 Abs. 1
Satz Nr. 1 und 5 Studien- und Hoch¬
schulprüfungsordnungen sowie Stu¬
dienpläne, sofern das für einen be¬
stimmten Studiengang erforderliche
Lehrangebot in nicht geringfügigem
Umfang nur unter Beteiligung eines an¬
deren Fachbereichs oder mehrerer an¬
derer Fachbereiche erbracht werden

kann. Unter den Voraussetzungen des
Satzes 1 können die gemeinsamen
Ausschüsse die Fachbereiche ver¬
pflichten, die zur Durchführung des be¬
treffenden Studiengangs nach Maßgä¬
be der Studienordnungen und Studien¬
pläne erforderlichen Lehrveranstaltun¬
gen anzubieten und bei den entspre¬
chenden Prüfungen mitzuwirken.
(3) Die betroffenen Fachbereiche ent¬
senden aufgrund von Wahlen durch ih¬
ren Fachbereichsrat je drei Hochschul¬
lehrer, einen wissenschaftlichen Mitar¬
beiter, einen Studenten und einen
nichtwissenschaftlichen Mitarbeiter in
den gemeinsamen Ausschuß. Entsen¬
den die Fachbereiche keinen wissen¬
schaftlichen Mitarbeiter oder keinen
Studenten, kann die Zahl der Hoch¬
schullehrer entsprechend verringert
werden. Wird ein gemeinsamer Aus¬
schuß in Angelegenheiten gebildet, die
die Forschung und Lehre unmittelbar
betreffen, besitzen die nichtwissen¬
schaftlichen Mitarbeiter nur beratende
Stimme. Für die Zusammensetzung ge¬
meinsamer Berufungskommissionen
gilt § 48 Abs. 3 Satz 4. Der gemeinsame
Ausschuß wählt einen Hochschullehrer
aus seiner Mitte zum Vorsitzenden. Ein¬
zelheiten über Art, Umfang und Dauer
der Arbeit der gemeinsamen Ausschüs¬
se sowie Regelungen zur Geschäfts¬
ordnung vereinbaren die betroffenen
Fachbereiche. Kommt eine Einigung
über die zu treffende Vereinbarung
nicht zustande, so entscheidet das
Gründungsrektorat.
(4) Gegen den Beschluß eines gemein¬
samen Ausschusses im Sinne von Ab¬
satz 2 kann jeder betroffene Fachbe¬
reich durch Beschluß des Fachbe¬
reichsrates, der mit Zweidrittelmehrheit
seiner Mitglieder gefaßt werden muß,
innerhalb einer Frist von vierzehn Tagen
nach Bekanntgabe der Entscheidung
des gemeinsamen Ausschusses Ein¬
spruch erheben. Auf Grund des Ein¬
spruchs hat der gemeinsame Ausschuß
erneut zu beraten und zu beschließen.
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Will der gemeinsame Ausschuß von sei¬
nem früheren Beschluß nicht abwei¬
chen, so hat er die Angelegenheit dem
Gründungssenat zur Entscheidung vor¬
zulegen.

§ 29
Zusammensetzung von Fachbereichs¬

organen in Sonderfällen
Sind Angehörige einzelner Gruppen
nicht oder nicht in ausreichender Zahl
vorhanden, um die Zusammensetzung
der Fachbereichsorgane in der in den
§§ 26 und 27 vorgesehenen Weise vor¬
zunehmen, so entscheidet der Grün¬
dungssenat über die Verteilung der un¬
besetzten Sitze auf die vorhandenen
Gruppen.

§ 30
Betriebseinheiten

(1) Unter der Verantwortung eines oder
mehrerer Fachbereiche können gemäß
§ 35 Absatz 1 HSchG Betriebseinheiten
gebildet werden, wenn und soweit dies
mit Rücksicht auf die gestellten Aufga¬
ben und auf die Besonderheitsn der
Ausstattung erforderlich ist. Betriebs¬
einheiten können insbesondere gebil¬
det werden, wenn für die Durchführung
von Forschung, Lehre und Studium in
größerem Umfang Personal und Sach¬
mittel ständig bereitgestellt werden
müssen, um wissenschaftliche und
technische Hilfsleistungen, zum Bei¬
spiel in Werkstätten und Labors, zu er¬
bringen. Die Bildung von Betriebsein¬
heiten bedarf der Zustimmung des
Gründungssenats. Bei der Bildung ist
dafür zu sorgen, daß ein wirtschaftlicher
Einsatz des Personals, der Mittel und
Raoeume gewährleistet ist, und daß
mehrere Einrichtungen zu einer Be¬
triebseinheit zusammengefaßt werden,
sofern nicht betriebstechnische und or¬
ganisatorische Gründe dagegen spre¬
chen.

(2) Aufgaben und Leitung der Betriebs¬
einheiten werden gemäß § 35 Absatz 2
HSchG durch eine Satzung geregelt, die
der Fachbereichsrat beschließt und die
der Zustimmung des Gründungssenats
bedarf.

5. Abschnitt

Zentrale Einrichtungen

§ 31
Zentrale Einrichtungen

(1) Zentrale Einrichtungen der Gesamt¬
hochschule sind:
1. Die Gesamthochschulbibliothek ge¬

mäß § 38 Absatz 1 HSchG,
2. das Hochschuldidaktische Zentrum

gemäß § 6 GHEG,
die zentrale Studienberatungsstelle
gemäß § 18 HSchG.

(2) Unbeschadet der Regelung des Ab¬
satzes 1 können weitere zentrale Ein¬
richtungen errichtet werden, wenn
Dienstleistungen für mehrere Fachbe¬
reiche, für die ganze Gesamthochschu¬
le oder für mehrere Hochschulen zu er¬
bringen sind.
(3) Über die Errichtung neuer sowie
über die Änderung und Auflösung be¬
stehender zentraler Einrichtungen be¬
schließt der Gründungssenat.
(4) Aufgaben und Leitung der zentralen
Einrichtungen sind durch Satzungen zu
regeln, die der Gründungssenat be¬
schließt (vgl. § 37 Absatz 1 Satz 2
HSchG).

§ 32
Gesamthochschulbibliothek

(1) Die Gesamthochschulbibliothek ver¬
sorgt die Gesamthochschule mit Litera¬
tur und sonstigen Informationsmitteln.
Sie gliedert sich in die Bibliothekszen¬
trale und die Fachbibliotheken. Fachbi¬
bliotheken sind in der Regel bibliotheka¬
rische Einrichtungen für mehrere
Fachbereiche.
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(2) Die Gesamthochschulbibliothek
wird nach einheitlichen bibliotheksfach¬
lichen Grundsätzen von einem Direktor
geleitet. Der Direktor ist Vorgesetzter
der Bediensteten in der Gesamthoch¬
schulbibliothek.
(3) Die bibliothekarischen Verwaltungs¬
aufgaben werden soweit wie möglich
bei der Bibliothekszentrale durchge¬
führt, sofern sie nicht vom Hoch-
schulbibliothekszentrum erledigt wer¬
den.
(4) Die Auswahl der für eine Fachbiblio¬
thek anzuschaffenden Literatur erfolgt
durch einen Ausschuß. Dem Ausschuß
gehören an:
1. die Vertreter derjenigen Fachberei¬

che, für die die Fachbibliothek zur
Verfügung steht,

2. der jeweils zuständige Fachreferent
der Gesamthochschulbibliothek.

§33
Zentrale Studienberatungsstelle

(1) Die zentrale Studienberatungsstelle
berät die Studenten, insbesondere die
Studienanfänger, in allen Angelegen¬
heiten des Studiums. Die Beratung er¬
streckt sich insbesondere auf Studien¬
möglichkeiten, Zugangsvoraussetzun¬
gen, Studieninhalte, Studienabschlüs¬
se, Studienbedingungen und Fragen
der individuellen Studieneignung ein¬
schließlich der pädagogischen und psy¬
chologischen Beratung bei Störungen
und Krisen im Studienverlauf. In Fragen
der Berufswahl und der beruflichen Eig¬
nung vermittelt die zentrale Studienbe¬
ratungsstelle die Beratung durch die zu¬
ständigen Stellen der Berufsberatung.
(2) Die Beratung der Studenten in An¬
gelegenheiten ihres Studienfaches,
insbesondere die fachliche Betreuung
während des Studienverlaufs, obliegt
den Fachbereichen.
(3) Die zentrale Studienberatungsstelle
und die Fachbereiche unterstützen sich
gegenseitig bei der Durchführung ihrer
Aufgaben.

6. Abschnitt

Hochschulverwaltung

§ 34
Kanzler

(1) Unter der Verantwortung des Grün¬
dungsrektors führt der Kanzler gemäß §
39 Absatz 1 HSchG die Geschäfte der
Hochschulverwaltung und wirkt bei der
Verwaltung der Fachbereiche und zen¬
tralen Einrichtungen sowie der Abtei¬
lungen mit. Er ist Vorgesetzter der Be¬
diensteten in der Hochschulverwaltung
und in der Verwaltung der Fachbereiche
und zentralen Einrichtungen.
(2) Er ist gemäß § 39 Absatz 2 HSchG
in Verbindung mit § 9 Absatz 1 Satz 1
der Landeshaushaltsordnung (LHO)
vom 14. Dezember 1971 (GV. NW. S.
397) Beauftragter für den Haushalt.

§ 35
Geschäfte der Hochschulverwaltung

(1) Die Hochschulverwaltung dient der
Gesamthochschule auf rechtlichem,
planerischem und verwaltungsmäßigem
Gebiet. Der Kanzler wirkt insbesondere
auf eine wirtschaftliche Nutzung der
Räume und Einrichtungen in der Ge¬
samthochschule nach dem Bedarf aller
Fachbereiche und zentralen Einrichtun¬
gen hin und ist für die Beschaffung für
die Gesamthochschule zuständig. Er
stellt im Rahmen der Zuständigkeit der
Gesamthochschule das Personal ein. Er
sorgt für eine zweckentsprechende und
wirtschaftliche Verwendung der der Ge¬
samthochschule zugewiesenen Stellen
und Mittel unter Beachtung der Ge¬
samtinterassen der Gesamthochschule
und der Beschlüsse von Organen der
Gesamthochschule, soweit diese eine
Regelungsbefugnis haben. Die verwal¬
tungsmäßigen Angelegenheiten der Or¬
gane und Gremien der Gesamthoch¬
schule werden ausschließlich durch die
Hochschulverwaltung wahrgenommen.
(2) In Wirtschafts-und Personalangele¬
genheiten wird die Verwaltung gemäß
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§ 40 Absatz 1 HSchG nach den landes¬
rechtlichen Vorschriften geführt.

7. Abschnitt
Abteilungen

36

Leitung
(1) Die Abteilungen der Gesamthoch¬
schule Paderborn, die sich außerhalb
des Sitzes der Gesamthochschule be¬
finden, sind Teile der Gesamthochschu¬
le.

(2) Für die Abteilungen in Höxter, Me¬
schede und Soest sind je ein Abtei¬
lungsleiter und ein Stellvertreter von
den Fachbereichen zu wählen, deren
Einrichtungen sich überwiegend am
Sitz der Abteilungen befinden. Der Ab¬
teilungsleiter und sein Stellvertreter
werden von den Fachbereichsver¬
sammlungen der wahlberechtigten
Fachbereiche aus dem Kreis der Hoch¬
schullehrer für einen Zeitraum von vier
Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig
(vgl. § 14 Absatz 4 Satz 4 GHEG in Ver¬
bindung mit § 16 Fachhochschulgesetz
(FHG) vom 29. Juli 1969, GV. NW. S.
572).
(3) Der Abteilungsleiter nimmt die Be¬
lange der Abteilung in der Gesamthoch¬
schule wahr, soweit sich aus der räum¬
lichen Entfernung vom Sitz der Gesamt¬
hochschule die Notwendigkeit für ihre
Regelung ergibt. Er übt gemäß § 14 Ab¬
satz 4 Satz 4 GHEG in Verbindung mit
§ 17 Absatz 2 Satz 1 FHG in Angele¬
genheiten der Abteilung Befugnisse
des Gründungsrektors aus, soweit die¬
ser sie ihm übertragen hat.

8. Abschnitt
Institute an der Gesamthochschule

§ 37
Voraussetzungen der Angliederung

Wissenschaftliche Einrichtungen, die
nicht Einrichtungen der Gesamthoch¬

schule sind, können der Gesamthoch¬
schule als Institute angegliedert wer¬
den, wenn sie mit wissenschaftlichen
Methoden Forschung und Lehre betrei¬
ben und sich ihr Aufgabenfeld sinnvoll in
die Struktur- und Entwicklungsplanung
der Gesamthochschule einfügen läßt.
Die Angliederung bedarf der Zustim¬
mung des Ministers für Wissenschaft
und Forschung.

Teil III
Studentenschaft

§ 38
Rechtsstellung und Aufgaben

Gegenstandslos durch Gesetz zur Än¬
derung des Rechts der Studentenwerke
und der Studentenschaften vom 25. Ap¬
ril 1978.
Vgl. Abdruck dieses Gesetzes auf Seite
123.

§ 39
Krankenversicherung der Studenten

Die Gesamthochschule regelt die Versi¬
cherung der Studenten gegen Krank¬
heit nach § 47 HSchG durch eine Bei¬
tragsordnung zur Krankenversiche¬
rung.

Teil IV

Verfahrensgrundsätze

§ 40
Rechte und Pflichten der
Hochschulangehörigen

(1) Die Gesamthochschulangehörigen
sind verpflichtet, die Freiheit von For¬
schung, Lehre und Studium zu wahren
und die Gesamthochschule bei der Er¬
füllung ihrer Aufgaben nach Kräften zu
unterstützen.
(2) Die Mitwirkung an der Selbstverwal¬
tung der Gesamthochschule nach Maß¬
gabe der Gesetze und dieser Vorläufi¬
gen Grundordnung ist Recht und Pflicht
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der Gesamthochschulangehörigen ge¬
mäß § 3 Absatz 1 (vgl. § 24 Absatz 1
Satz 1 HSchG).
(3) Die Hochschullehrer haben bei einer
Abwesenheit vom Sitz der Gesamt¬
hochschule von mehr als vierzehn Ta¬
gen während der vorlesungsfreien Zeit
dem zuständigen Dekan Mitteilung zu
machen. Die Erfüllung der Dienstoblie¬
genheiten ist sicherzustellen.
(4) Die Bestimmungen dieser Vorläufi¬
gen Grundordnung lassen die für die
Gesamthochschulangehörigen gelten¬
den dienstrechtlichen Bestimmungen
unberührt.

§ 41
Grundsätze der Mitwirkung

(1) Als Mitglieder von Organen und Gre¬
mien der Gesamthochschule und der
Fachbereiche haben die Gesamthoch¬
schulangehörigen das Gesamtinteres¬
se der Gesamthochschule zu vertreten.
Sie dürfen in der Ausübung ihrer Aufga¬
ben nicht behindert und wegen ihrer Tä¬
tigkeit nicht benachteiligt werden.
(2) Die Mitglieder von Organen und Gre¬
mien der Gesamthochschule und der
Fachbereiche nehmen an der Beratung
und Abstimmung über Angelegenhei¬
ten, die ihnen selbst oder nahen Ange¬
hörigen einen persönlichen Vor- oder
Nachteil bringen können, nicht teil.

§ 42
Art und Umfang der Mitwirkung

(1) Die Gremien in der Gesamthoch¬
schule werden mit Ausnahme des Grün¬
dungsrektorats wie die Kollegialorgane
gemäß § 24 Absatz 2 HSchG aus Hoch¬
schullehrern, wissenschaftlichen Mitar¬
beitern, Studenten und nichtwissen¬
schaftlichen Mitarbeitern gebildet, so¬
weit diese Vorläufige Grundordnung
nicht anderes vorsieht.
(2) In Gremien, die ausschließlich oder
überwiegend für Forschungs- oder Be¬
rufungsangelegenheiten gebildet wer¬
den und deren Zusammensetzung in

dieser Vorläufigen Grundordnung nicht
anders geregelt ist, erhält die Gruppe
der Hochschullehrer die Mehrheit der in
dem Gremium zu besetzenden Sitze. In
Gremien, die mit Angelegenheiten der
Lehre betraut werden, genügt die Hälfte
der Sitzzahl für die Gruppe der Hoch¬
schullehrer, wenn ein Hochschullehrer
den Vorsitz in diesem Gremium führt.
Nichtwissenschaftliche Mitarbeiter
können in Gremien, die mit Forschungs¬
und Lehrangelegenheiten befaßt sind,
mit beratender Stimme mitwirken.

§ 43
Wahlen

(1) Die Wahlen in der Gesamthoch¬
schule sind unmittelbar, frei, gleich und
geheim.

(2) Für die Wahlen zu den Fachbe¬
reichsversammlungen bedarf es gemäß
§ 25 Absatz 1 HSchG zur Gültigkeit der
Wahl in der jeweiligen Gruppe einer
Wahlbeteiligung von mehr als einem
Drittel der stimmberechtigten Gruppen¬
angehörigen. Wird diese Wahlbeteili¬
gung auch in einem zweiten Wahlgang
nicht erreicht, so vermindert sich gemäß
§ 25 Absatz 2 HSchG für die Dauer der
Wahlperiode die Zahl der nach dieser
Vorläufigen Grundordnung von der
Gruppe zu besetzenden Sitze um die
Hälfte. In diesem Fall erfolgt ein dritter
Wahlgang, in dem ohne Rücksicht auf
die Höhe der Wahlbeteiligung gewählt
wird.

(3) Das Wahlverfahren für alle Organe
und Gremien wird - unbeschadet der
Bestimmungen dieser Vorläufigen
Grundordnung - durch eine Wahlord¬
nung geregelt, die der Gründungssenat
beschließt.

§ 44
Stimmrecht

(1) Alle Mitglieder von Organen und
Gremien in der Gesamthochschule sind
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stimmberechtigt, soweit diese Vorläufi¬
ge Grundordnung nichts anderes vor¬
sieht.

(2) Sie sind gemäß § 26 Absatz 1
HSchG in der Ausübung ihres Stimm¬
rechts weder an Weisungen noch an
Aufträge des sie entsendenden Perso¬
nenkreises oder Organs gebunden.

(3) Die Bestimmungen des § 26 Absatz
2 und 3 HSchG gelten entsprechend
auch für Gremien, die die in den gesetz¬
lichen Bestimmungen genannten Ent¬
scheidungen vorbereiten.

§ 45
Abstimmungen und Mehrheiten

(1) Die Kollegialorgane und Gremien in
der Gesamthochschule sind beschluß¬
fähig, wenn mehr als die Hälfte ihrer Mit¬
glieder anwesend ist und die Sitzung
ordnungsgemäß einberufen wurde. Die
Beschlußunfähigkeit ist durch den Vor¬
sitzenden formell festzustellen.
(2) Beschlüsse werden mit einfacher
Mehrheit gefaßt, soweit nichts anderes
bestimmt ist. Die einfache Mehrheit ist
erreicht, wenn die Stimmen für einen
Antrag die Gegenstimmen überwiegen
oder wenn auf einen von mehreren An¬
trägen die meisten Stimmen entfallen
sind; Stimmenthaltungen und ungültig
abgegebene Stimmen bleiben unbe¬
rücksichtigt.
(3) Werden mehrere Anträge gestellt,
so ist der inhaltlich weitestgehende An¬
trag zuerst zur Abstimmung zu stellen.
(4) Ist in dieser Vorläufigen Grundord¬
nung oder in Satzungen und Ordnungen
auf Grund dieser Vorläufigen Grundord¬
nung für die Wahl einer Person oder die
Annahme eines Antrages die Mehrheit
der Stimmen der Anwesenden vorgese¬
hen, so ist die Wahl der Person erfolgt
oder der Antrag angenommen, wenn
mehr als die Hälfte der im Versamm¬
lungsraum anwesenden Stimmberech¬
tigten für die Person oder für den Antrag
gestimmt haben. Anwesend ist auch,

wer sich der Stimme enthält, ungültig
abstimmt oder seine Stimme nicht ab¬
gibt.
(5) Ist in dieser Vorläufigen Grundord¬
nung oder in Satzungen und Ordnungen
auf Grund dieser Vorläufigen Grundord¬
nung für die Wahl einer Person oder die
Annahme eines Antrages die Mehrheit
der stimmberechtigten Mitglieder eines
Organs oder Gremiums vorgesehen, so
ist die Wahl der Person erfolgt oder der
Antrag angenommen, wenn mehr als
die Hälfte der Mitglieder, die nach den
Bestimmungen dieser Vorläufigen
Grundordnung, den Satzungen oder
Ordnungen, dem Organ oder Gremium
angehören und stimmberechtigt sind,
für die Person oder für den Antrag ge¬
stimmt haben.

(6) Sind qualifizierte Mehrheiten vorge¬
sehen, so gelten die Absätze 4 und 5
entsprechend.
(7) Bei Stimmengleichheit entscheidet
die Stimme des Vorsitzenden.

§46
Öffentlichkeit von Sitzungen und

Verschwiegenheit
Für die Öffentlichkeit von Sitzungen und
für die Unterrichtung über die gefaßten
Beschlüsse der Kollegialorgane und
Gremien in der Gesamthochschule gilt
§ 27 Abs. 2 und 3 HSchG.

§47
Veröffentlichung und Verkündung
von Satzungen und Ordnungen

(1) Satzungen und Ordnungen der Ge¬
samthochschule und der Fachbereiche
und die Satzung der Studentenschaft
werden in den vom Gründungsrektorat
herausgegebenen „Amtlichen Mittei¬
lungen der Gesamthochschule Pader¬
born" veröffentlicht und, soweit erfor¬
derlich, verkündet.
(2) Die veröffentlichte oder verkündete
Satzung oder Ordnung ist zusätzlich an
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den hierfür bestimmten Anschlagbret¬
tern für die Dauer von drei Wochen
durch Aushang bekanntzumachen. Sat¬
zungen und Ordnungen können in der
Hochschulverwaltung während der Ge¬
schäftszeit eingesehen oder von dieser
bezogen werden.
(3) Wenn in den Satzungen und Ord¬
nungen nichts anderes bestimmt ist,
treten diese jeweils am Tage nach ihrer
Veröffentlichung oder Verkündung in
Kraft.

§ 48
Besetzung von Hochschullehrerstellen
(1) Vor Ausschreibung einer Planstelle
für Hochschullehrer legt der Fachbe¬
reichsrat auf der Grundlage seines
Struktur- und Entwicklungsplanes den
Aufgabenbereich des Stelleninhabers
und die an diesen gestellten Anforde¬
rungen fest. Soll der Stelleninhaber
Lehrangebote für mehrere Fachberei¬
che erbringen, so legt die Vorausset¬
zungen nach Satz 1 der zuständige ge¬
meinsame Ausschuß mit Zustimmung
der betroffenen Fachbereichsräte fest.
(2) Die Festlegungen nach Absatz 1
sind dem Gründungsrektorat mitzutei¬
len. Erhebt dieses keine Bedenken, so
wird die Stelle gemäß § 8 HSchG unter
Angabe einer angemessenen Frist
durch den Dekan öffentlich ausge¬
schrieben.
(3) Zur Vorbereitung der Berufungsvor¬
schläge ist eine Berufungskommission
zu bilden, deren Mitglieder vom Fachbe¬
reichsrat aus der Gruppe der Hoch¬
schullehrer, wissenschaftlichen Mitar¬
beiter und Studenten im Verhältnis von
vier zu zwei zu eins gewählt werden;
§ 29 gilt entsprechend. Es können auch
Angehörige anderer Fachbereiche und
auswärtige Hochschulangehörige mit
beratender Stimme hinzugezogen wer¬
den. Werden von der beabsichtigten
Berufung mehrere Fachbereiche betrof¬
fen, so ist eine gemeinsame Berufungs¬
kommission zu bilden. Jeder Fachbe¬
reichsrat entsendet in diese Kommis¬
sion drei Hochschullehrer, einen wis¬

senschaftlichen Mitarbeiter und einen
Studenten. Die Berufungskommission
wählt aus ihrer Mitte einen Vorsitzen¬
den, der Hochschullehrer sein muß.
(4) Die Berufungskommission prüft die
fristgerecht eingegangenen Bewer¬
bungsunterlagen auf das Vorliegen der
in der Ausschreibung genannten Anfor¬
derungen und lädt, soweit tunlich, die
Bewerber zu einem Kontaktgespräch
ein. Auf Grund des Kontaktgesprächs
findet ein hochschulöffentlicher Probe¬
vortrag und ein fachliches Kolloquium
statt. Die Berufungskommission kann
zusätzlich auswärtige Gutachten über
die wissenschaftliche Qualifikation und
die pädagogische Eignung der Bewer¬
ber einholen. Die künstlerische Qualifi¬
kation ist stets durch Gutachten festzu¬
stellen. Bei Berufungsvorschlägen aus
der eigenen Gesamthochschule müs¬
sen auswärtige Gutachten eingeholt
werden. Bei der Aufstellung von Beru¬
fungsvorschlägen können Personen,
die sich nicht beworben haben, gemäß
§ 9 Absatz 2 HSchG nur in begründeten
Ausnahmefällen berücksichtigt werden.
(5) Nach Abschluß des Verfahrens ge¬
mäß Absatz 4 legt die Berufungskom¬
mission dem Fachbereichsrat eine Be¬
rufungsliste zur Entscheidung nach
§ 26 Absatz 1 Satz 2 Nr. 4 vor, die in der
Regel drei Berufungsvorschläge mit ei¬
ner Rangfolge der Bewerber und einge¬
hender Begründung der Qualifikation
und Rangfolge der Bewerber enthalten
soll. Die Bewerbungsunterlagen, ein¬
schließlich der Vorgänge der Beru¬
fungskommission, sind vollständig bei¬
zufügen. Werden von der beabsichtig¬
ten Berufung mehrere Fachbereiche
betroffen, so entscheidet über die Beru¬
fungsliste abweichend von § 26 Absatz
1 Satz 2 Nr. 4 der zuständige gemeinsa¬
me Ausschuß mit Zustimmung der be¬
troffenen Fachbereiche.
(6) Die Mitglieder der Berufungskom¬
mission des Fachbereichsrates oder
des gemeinsamen Ausschusses, die
bei der Entscheidung überstimmt wor-
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den sind, können der vom Fachbe¬
reichsrat beschlossenen Berufungsliste
ein Sondervotum beifügen. Das Son¬
dervotum muß in der Sitzung, in der die
Abstimmung stattgefunden hat, ange¬
meldet und binnen drei Tagen nach der
Sitzung mit einer Begründung schriftlich
eingereicht werden.
(7) Die Berufungsliste wird zusammen
mit den Bewerbungen, den Gutachten
und den Sondervoten dem Gründungs¬
senat zugeleitet. Dieser beschließt auf
der Grundlage der Vorschläge des
Fachbereichs oder des gemeinsamen
Ausschusses. Vor einer vom Vorschlag
des Fachbereichsrates abweichenden
Entscheidung hat er die Berufungsliste
mit Angabe der Gründe zur erneuten
Beratung an den Fachbereichsrat zu¬
rückzugeben. Weicht der Gründungs¬
senat endgültig von der Berufungsliste
des Fachbereichsrates oder des ge¬
meinsamen Ausschusses ab, so ist die¬
se der vom Gründungssenat beschlos¬
senen und an den Minister für Wissen¬
schaft und Forschung vorzulegenden
Berufungsliste beizufügen.
(8) Beschlüsse über die Besetzung von
Stellen für Hochschullehrer können
nicht gegen die Mehrheit der Hoch¬
schullehrer des jeweiligen Gremiums
gefaßt werden (vgl. § 26 Absatz 3
HSchG).

(9) Die vom Gründungssenat beschlos¬
sene Berufungsliste hat der Grün¬
dungsrektor unter Beifügung einer Liste
sämtlicher eingegangener Bewerbun¬
gen und der Sondervoten dem Minister
für Wissenschaft und Forschung unver¬
züglich vorzulegen.

(10) Für die Besetzung von anderen
freien Stellen für Hochschullehrer gelten
die Absätze 1 bis 9 entsprechend.
(11) Näheres regelt eine Satzung.
(12) Bei der Besetzung von Planstellen
für die Fächer katholische und evange¬
lische Theologie bleiben die in dem No¬
tenwechsel zwischen dem Ministerprä¬
sidenten und dem Apostolischen Nunti¬

us in Deutschland (RdErl. des Kultusmi¬
nisters vom 30. Juni 1969-ABI. KM.
NW. S. 2500) getroffenen Vereinbarun¬
gen und die Vereinbarung zwischen
dem Land Nordrhein-Westfalen und der
Evangelischen Kirche im Rheinland, der
Evanglischen Kirche von Westfalen und
der Lippischen Landeskirche vom
28. November 1969 / 29. Dezember
1969 (ABI. KM. NW. S. 309) unberührt.

Teil V
Funktionen
1. Abschnitt

Lehre und Studium

§ 49
Lehrfreiheit

(1) Die Freiheit der Lehre entfaltet sich
im Rahmen des Art. 5 Abs. 3 Grundge¬
setz.
(2) Die Hochschullehrer sind verpflich¬
tet, zur Sicherung des in den Studien¬
ordnungen und Studienplänen festge¬
legten Lehrangebots entsprechende
Lehrveranstaltungen zu übernehmen.
Kommt im Einzelfall eine einvernehmli¬
che Regelung nicht zustande, kann der
zuständige Dekan dem betreffenden
Hochschullehrer die Übernahme einer
bestimmten Lehrveranstaltung ver¬
pflichtend übertragen (vgl. § 23
HSchG). Handelt es sich um eine Lehr¬
veranstaltung im Rahmen eines fach¬
übergreifenden Studienganges, steht
die Befugnis von Satz 2 dem gemeinsa¬
men Ausschuß zu.

§ 50
Studienfreiheit

(1) Jeder an der Gesamthochschule
eingeschriebene Student hat das
Recht, alle Lehrveranstaltungen, die von
den Fachbereichen der Gesamthoch¬
schule angeboten werden, zu besuchen
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(vgl. § 17 Abs. 1 HSchG). Unbeschadet
der Studien- und Prüfungsordnungen
hat er das Recht, innerhalb eines Stu¬
dienganges Schwerpunkte nach eige¬
ner Wahl zu bestimmen.
(2) Die Fachbereiche können die Zulas¬
sung zu bestimmten Veranstaltungen
vom Besuch anderer Veranstaltungen
oder von der Ablegung von Prüfungen
abhängig machen. Außerdem können
die Fachbereiche die Zulassung zu be¬
stimmten Veranstaltungen begrenzen,
wenn dies wegen des Gegenstandes
oder der Art der Veranstaltung erforder¬
lich ist (vgl. § 17 Absatz 2 HschG).

§ 51
Einschreibung von Studenten

(1) Die Zulassung zum Studium an der
Gesamthochschule erfolgt auf Antrag
durch Einschreibung (vgl. § 11 Absatz 1
GHEG). Voraussetzung für die Ein¬
schreibung ist der Nachweis darüber,
daß die Zugangsvoraussetzungen ge¬
mäß § 11 Absatz 2 GHEG erfüllt sind.
(2) In Fachrichtungen, für die Studien¬
platzregelungen nach § 56 HSchG ge¬
troffen worden sind, setzt die Einschrei¬
bung voraus, daß dem Bewerber ein
Studienplatz zugeteilt worden ist.
(3) Bei der Einschreibung wählt der Stu¬
dent gemäß § 15 Absatz 3 Satz 1
HSchG sein Studienfach oder seine
Studienfächer. Der Wechsel eines Stu¬
dienfaches ist gemäß § 15 Absatz 3
Satz 2 HSchG der Hochschulverwal¬
tung anzuzeigen; er bedarf der Zustim¬
mung der Gesamthochschule, wenn für
das gewählte neue Studienfach andere
Zugangsvoraussetzungen gefordert
werden oder Studienplatzregelungen
bestehen. § 11 Absatz 3 GHEG bleibt
unberührt.
(4) Studenten, die an anderen Hoch¬
schulen eingeschrieben sind, können
zum Besuch einzelner Lehrveranstal¬
tungen der Gesamthochschule im Rah¬
men der verfügbaren Kapazität als
Zweithörer zugelassen werden.
(5) Personen, die an Lehrveranstaltun¬

gen teilnehmen wollen, ohne die Zu¬
gangsvoraussetzungen nach Absatz 1
Satz 2 zu erfüllen, oder die sich nicht zur
Erreichung eines Studienabschlusses
einschreiben wollen, können als Gast¬
hörer zugelassen werden. Die Zulas¬
sung als Gasthörer erfolgt jeweils für die
Dauer eines Semesters und gilt nur für
bestimmte Lehrveranstaltungen.
(6) Näheres regelt die Einschreibungs¬
ordnung nach Maßgabe von § 15
HSchG.

§ 52
Studienordnungen und Studienpläne

(1) Für alle Studiengänge, die mit einer
Hochschulprüfung oder einer Staats¬
prüfung abschließen, werden nach
Maßgabe von § 22 Absatz 1 in Verbin¬
dung mit § 48 Absatz 1 HSchG und § 13
GHEG Studienordnungen aufgestellt.
(2) Die Studienordnungen sollen gemäß
§ 22 Absatz 2 HSchG so angelegt sein,
daß der Student in den einzelnen Stu¬
diengängen einen angemessenen Teil
seines Studiums nach eigenem Ermes¬
sen gestalten kann.
(3) Auf der Grundlage der Studienord¬
nungen werden gemäß § 22 Absatz 3
HSchG von den Fachbereichen für je¬
des Jahr Studienpläne aufgestellt, die
unter Berücksichtigung hochschuldi¬
daktischer Erkenntnisse die für die ein¬
zelnen Studienabschnitte vorgesehe¬
nen Lehrveranstaltungen bezeichnen.

§ 53
Studienberatung

Die Studienberatung erfolgt durch die
zentrale Studienberatungsstelle (vgl.
§ 33) und die Fachbereiche.
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2. Abschnitt

Prüfungen
§ 54

Allgemeine Bestimmungen für Hoch-
schulprüfungen

(1) Das Recht der Gesamthochschule,
Hochschulprüfungen abzunehmen,
akademische Grade zu verleihen und
Qualifikationsverfahren durchzuführen
(vgl. § 1 Absatz 4 HSchG), wird von den
Fachbereichen nach Maßgabe der ent¬
sprechenden Ordnungen oder Satzun¬
gen ausgeübt.
(2) Die Hochschullehrer sind verpflich¬
tet, im Rahmen ihres Fachgebietes an
der Durchführung von Prüfungen und
Qualifikationsverfahren nach Maßgabe
der entsprechenden Ordnungen oder
Satzungen mitzuwirken.

§ 55
Hochschulprüfungen

(1) Hochschulprüfungen können nur auf
Grund von Hochschulprüfungsordnun¬
gen abgenommen werden (vgl. § 19 Ab¬
satz 1 HSchG).
(2) Die Hochschulprüfungsordnungen
werden nach Maßgabe von § 20 Absatz
2 bis 6 HSchG und von § 5 GHEG von
den Fachbereichen oder den gemein¬
samen Ausschüssen aufgestellt; dabei
sind, soweit einschlägig, die Allgemei¬
nen Bestimmungen für Diplomprüfungs¬
ordnungen, die Rahmenordnungen für
Diplom- und Magisterprüfungsordnun¬
gen sowie vom Minister für Wissen¬
schaft und Forschung für verbindlich er¬
klärte Empfehlungen der Studienre-
formkommissionen zu berücksichtigen.

§ 56
Akademische Grade

Akademische Grade können nach Maß¬
gabe von Hochschulprüfungsordnun¬
gen und Graduierungssatzungen verlie¬
hen werden.

§ 57
Qualifikationsverfahren

(1) Besondere Qualifikationsverfahren

zur Feststellung der Befähigung zur
selbständigen Vertretung eines wis¬
senschaftlichen Fachgebietes in For¬
schung und Lehre werden nur auf Grund
von Habilitationsordnungen durchge¬
führt.

(2) Die Habilitationsordnungen werden
von den Fachbereichen aufgestellt.

3. Abschnitt

Forschung

§ 58
Forschungsfreiheit

Die Freiheit der Forschung entfaltet sich
im Rahmen des Artikel 5 Absatz 3
Grundgesetz.

§ 59
Koordinierung der Forschung

(1) Die Fachbereiche sowie die Ge¬
samthochschule sollen bei der Durch¬
führung von Forschungsaufgaben eine
sinnvolle Aufgabenzusammenfassung
und eine konzentrierte Verwendung der
vorhandenen Mittel für bestimmte For¬
schungsschwerpunkte anstreben. Sie
sollen sich sowohl untereinander als
auch mit anderen Hochschulen und
wissenschaftlichen Einrichtungen im
Rahmen der gemäß § 13 Absatz 2 Nr. 2
getroffenen Festlegungen abstimmen.
(2) Alle Forschungsvorhaben, die Fol¬
gekosten erwarten lassen oder für de¬
ren Durchführung über den Rahmen der
vom Fachbereichsrat verteilten Stellen
und Mittel hinaus zusätzliche Stellen
und Mittel in Anspruch genommen wer¬
den sollen, sind vor Beginn der For¬
schungstätigkeit oder während ihres
Verlaufs dem zuständigen Dekan, der
Forschungskommission und dem Kanz¬
ler der Gesamthochschule anzuzeigen.
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§ 60
Forschung im Auftrag und mit Mitteln

Dritter
(1) Forschungsvorhaben, die an der
Gesamthochschule durchgeführt und
aus anderen öffentlichen Mitteln als den
im Hochschulhaushalt ausgebrachten
oder mit Mitteln Dritter finanziert wer¬
den, dürfen gemäß § 3 Absatz 2 HSchG
nur dann durchgeführt werden, wenn
sie die Erfüllung der gesetzlichen Auf¬
gaben der Gesamthochschule nicht be¬
einträchtigen.
(2) Die Mittel für diese Forschungsvor¬
haben sind in der Regel vom Kanzler zu
bewirtschaften.

§ 62
Struktur-, Entwicklungs- und Ausstat¬

tungspläne
Die Struktur-, Entwicklungs- und Aus¬
stattungspläne gemäß §§ 41 und 42
HSchG werden auf der Grundlage von
Entwürfen der Fachbereiche und zen¬
tralen Einrichtungen für deren Bereich
von der Struktur- und Haushaltskom¬
mission aufgestellt. Vor der Beschluß¬
fassung durch den Gründungssenat ist
eine Abstimmung mit dem Minister für
Wissenschaft und Forschung herbeizu¬
führen.

§ 61
Forschungsberichte

(1) Die Fachbereiche berichten dem
Gründungssenat in regelmäßigen Ab¬
ständen über die durchgeführten und
die geplanten Forschungsvorhaben. Die
Hochschulangehörigen sind verpflich¬
tet, dem Fachbereich die für die Berich¬
te erforderlichen Angaben, insbesonde¬
re auch über die wesentlichen Arbeits¬
ergebnisse, zu machen.

(2) Unter Federführung der For¬
schungskommission veröffentlicht die
Gesamthochschule in regelmäßigen
Abständen einen Forschungsbericht.

Teil VI

Planung und Haushaltswesen

§ 63
Haushaltsvoranschlag

(1) Die Anmeldung der benötigten Stel¬
len und Mittel erfolgt im Haushaltsvor¬
anschlag, der auf Grund der Vorberei¬
tung durch die Struktur- und Haushalts¬
kommission vom Kanzler gemäß § 9 Ab¬
satz 2 Satz 1 LHO aufgestellt wird.
(2) Grundlage für die Aufstellung des
Haushaltsvoranschlags sind die Aus¬
stattungspläne.

§ 64
Verteilung der Haushaltsmittel

(1) Die Grundsätze über die Verteilung
der Stellen und Mittel auf die Fachberei¬
che und zentralen Einrichtungen be¬
schließt das Gründungsrektorat mit der
Stimme des Kanzlers auf Vorschlag der
Struktur- und Haushaltskommission im
Benehmen mit den betroffenen Fachbe¬
reichen und zentralen Einrichtungen;
dabei ist § 46 HSchG zu berücksichti¬
gen. Die Verteilung obliegt dem Kanzler.
(2) Die dem Fachbereich zugewiesenen
Stellen und Mittel werden unter Berück¬
sichtigung von § 46 Absatz 2 Nr. 3
HSchG durch Beschluß des Fachbe¬
reichsrates verteilt. Die Verteilung ist
dem Kanzler mitzuteilen.

§ 65
Bewirtschaftung der Haushaltsmittel

(1) Die Bewirtschaftung aller Haus¬
haltsmittel erfolgt durch den Kanzler.
(2) Der Kanzler kann die Bewirtschaf¬
tung auf die Fachbereiche und zentra¬
len Einrichtungen übertragen.
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Teil VII

Übergangs- und Schlußvorschriften

§ 66
Übergangsvorschriften

(1) Soweit Organe und Gremien, die
nach dieser Vorläufigen Grundordnung
vorgesehen sind, am Tage der Errich¬
tung der Gesamthochschule noch nicht
bestehen, sind diese unverzüglich spä¬
testens aber bis zum 31. Dezember
1972, zu bilden.
(2) Bis zur Wahl der Dekane, der Fach¬
bereichsräte und der Abteilungsleiter
üben Beauftragte deren Befugnisse
aus. Die Befugnisse des Dekans und
des Fachbereichsrates werden von ei¬
nem einzigen Beauftragten ausgeübt.
Er sorgt für die unverzügliche Durchfüh¬
rung der Wahlen zu der ersten Fachbe¬
reichsversammlung und beruft diese zu
ihrer ersten Sitzung ein. Die Wahlen
sind in besonderen Versammlungen
durchzuführen, zu denen der Beauftrag¬
te mit einer Frist von zehn Tagen durch
Aushang einlädt. Der Beauftragte regelt
das Wahlverfahren abweichend von
§ 27 Absatz 3 Satz 3.
(3) Die Beauftragten müssen Hoch¬
schullehrer sein. Sie werden vom Mini¬
ster für Wissenschaft und Forschung
auf Grund von Vorschlägen des Grün¬
dungssenats bestellt.
(4) Satzungen und Ordnungen auf
Grund dieser Vorläufigen Grundord¬
nung sind, soweit sich aus § 68 Absatz
1 VGrundO und § 17 Absatz 1 GHEG
nichts anderes ergibt, unverzüglich auf¬
zustellen.

§ 67
Übergangsregelung für die Studenten¬

schaft
(1) Bis zum Amtsantritt des nach der
Satzung der Studentenschaft zu bilden¬
den Allgemeinen Studentenausschus¬
ses nehmen die im Zeitpunkt der Über¬

leitung an den überzuleitenden Einrich¬
tungen bestehenden Allgemeinen Stu¬
dentenausschüsse oder Studentenver¬
tretungen die Aufgaben der Studenten¬
schaft gemeinsam wahr. Sie wählen
aus ihrer Mitte einen Sprecher und zwei
stellvertretende Sprecher, die für die
Studentenschaft handeln.

(2) Das bei den Allgemeinen
Studentenausschüssen oder Studen¬
tenvertretungen der überzuleitenden
Einrichtungen vorhandene Vermögen
unterliegt der Verfügungsgewalt des je¬
weiligen Allgemeinen Studentenaus¬
schusses oder der betreffenden Stu¬
dentenvertretung im Sinne von Absatz
1 Satz 1. Sofern im Zeitpunkt der Bil¬
dung der Organe der Studentenschaft
Vermögensreste verblieben sind, bilden
diese ein Sondervermögen der Ge¬
samthochschule, das der Verwaltung
durch das zuständige Organ der Stu¬
dentenschaft unterliegt.

§ 68
Weitergeltung bisherigen Rechts

Zugangsregelungen, Einschreibungs¬
ordnungen, Studienordnungen, Stu¬
dienpläne, Prüfungsordnungen, Gradu-
ierungssatzungen, Promotionsordnun¬
gen und Habilitationsordnungen der in
die Gesamthochschule übergeleiteten
Einrichtungen gelten nach Maßgabe der
§ 17 Absatz 1 GHEG in ihrem bisherigen
Anwendungsbereich entsprechend fort.
Bis zur Anpassung der Diplomprüfungs¬
ordnung für die Pädagogische Hoch¬
schule Westfalen-Lippe in der Fassung
vom 23. Juni 1971 und der Promotions¬
ordnung der Pädagogischen Hoch¬
schule Westfalen-Lippe vom 24. Febru¬
ar 1971 gemäß § 17 Absatz 1 Satz 3
GHEG bestehen die Prüfungsämter aus
dem Gründungsrektor als Vorsitzendem
und dem Dekan des Fachbereichs Er¬
ziehungswissenschaften - Psychologie
- Leibeserziehung sowie aus drei wei¬
teren Hochschullehrern als stellvertre-

63



tenden Vorsitzenden, die auf Vorschlag
des Dekans vom Gründungsrektor be¬
stellt werden.

§ 69
Änderung und Außerkrafttreten der

Vorläufigen Grundordnung
(1) Änderungen dieser Vorläufigen
Grundordnung werden durch den Mini¬
sterfür Wissenschaft und Forschung im
Benehmen mit der Gesamthochschule
vorgenommen. Der Gründungssenat
kann Änderungen vorschlagen.
(2) Diese Vorläufige Grundordnung gilt
bis zum Inkrafttreten der Gesamthoch¬
schulsatzung (vgl. § 18 Absatz 1 Satz 2
Nr. 4 GHEG).

§ 69 a
Durchführung der Änderung

des § 23 Abs.1
in der Fassung vom 15. Oktober 1975
(1) Die Angehörigen der neuen Fachbe¬
reiche 6 und 13 wählen bis zum 30. No¬
vember 1975 Fachbereichsversamm¬
lungen. Die Fachbereichsversammlun¬
gen wählen bis zum 19. Dezember 1975
ihre Vorsitzenden, die Dekane und Pro¬
dekane sowie die Mitglieder der Fach¬
bereichsräte. Die Amtszeit der neuen
Dekane, Prodekane und der Fachbe¬
reichsräte beginnt am 20. Dezember
1975.
(2) Die im Bereich der im Absatz 1 Satz
1 genannten Fachbereiche bestehen¬
den Fachbereichsversammlungen sind
ab dem 16. November 1975 aufgelöst.
Die am 16. November 1975 bestehen¬
den übrigen Organe nehmen ihre Auf¬
gaben im Rahmen der vor dem 16. No¬
vember 1975 geltenden Fachbereichs¬
einteilung bis zum 19. Dezember 1975
weiter wahr.
(3) Hat einer der im Absatz 1 Satz 1 ge¬
nannten Fachbereiche bis zum 19. De¬
zember 1975 keinen Dekan gewählt, so
bestellt das Gründungsrektorat auf Vor¬
schlag des Gründungssenats unver¬

züglich einen Beauftragten uund einen
Stellvertreter. Der Beauftragte nimmt
die Aufgaben des Dekans, der Stellver¬
treter die Aufgabe des Prodekans wahr.
Bis zum ersten Zuusammentritt des
Fachbereichsrats hat der Beauftragte
auch die Befugnisse des Fachbereichs¬
rats. Die Amtszeit des Beauftragten und
seines Stellvertreters endet mit der
Wahl eines Dekans und eines Prode¬
kans.
(4) Absatz 3 Satz 3 gilt entsprechend
für den neu gewählten Dekan einer der
in Absatz 1 Satz 1 genannten Fachbe¬
reiche, solange kein Fachbereichsrat
gewählt worden ist. Verfügt ein Fachbe¬
reich über weniger Hochschullehrer, als
zur Bildung eines Fachbereichsrates
erforderlich sind, gilt Absatz 3 entspre¬
chend.
(5) Das Gründungsrektorat legt gemäß
§ 23 Absatz 6 Satz 1 fest, welchem
Fachbereich gemäß § 23 Absatz 1 die
Hochschullehrer, Wissenschaftlichen
Mitarbeiter, Studenten und nichtwis¬
senschaftlichen Mitarbeiter angehören.
(6) Die Änderung der Fachbereichsein¬
teilung tritt am 16. November 1975 in
Kraft.

§ 70
Inkrafttreten

Diese Vorläufige Grundordnung tritt am
"1. August 1972 in Kraft.

Düsseldorf, den 31. Juli 1972

Der Minister
für Wissenschaft und Forschung
des Landes Nordrhein-Westfalen

gez. Johannes Rau
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Kooperationsvertrag
zwischen der

Gesamthochschule Paderborn
(im folgenden Gesamthochschule genannt)

und der
Staatlichen Hochschule für Musik Westfalen-Lippe

Nordwestdeutsche Musikakademie
(im folgenden Musikhochschule genannt)

§ 1
Vertragszweck

(1) Die vertragsschließenden Parteien vereinbaren, auf der Grundlage eines an der
Gesamthochschule einzuführenden Studienganges Musikwissenschaft künftig
nach Maßgabe dieses Vertrages zusammenzuarbeiten.

(2) Die Zusammenarbeit soll die bisherigen Ausbildungs- und Forschungsmöglich¬
keiten an den beiden Hochschulen erweitern und verbessern, indem
a) neue Studienabschlüsse eröffnet,
b) vorhandene Kapazitäten effektiver genutzt,
c) einer größeren Zahl von Studenten vielfältigere Lehrveranstaltungen, insbe¬

sondere für das musikwissenschaftliche Studium, angeboten und
d) interdisziplinäre Arbeiten sowie gemeinsame Forschungs- und Entwick¬

lungsvorhaben möglich gemacht werden.
Die Zusammenarbeit dient damit zugleich der Bildungswerbung im Raum Ost¬
westfalen-Lippe und trägt zur Strukturverbesserung in diesem unterversorgten
Teil bei.

§2
Einrichtung und Durchführung des Studienganges

(1) Die Gesamthochschule wirkt darauf hin, daß im Einvernehmen mit dem zustän¬
digen Minister im Fachbereich 4 Kunst- und Musikpädagogik ein Studiengang
Musikwissenschaft eingeführt wird, der mit der
a) Magisterprüfung in Musikwissenschaft als Haupt- oder Nebenfach,
b) Promotion zum Dr. phil. im Fach Musikwissenschaft abgeschlossen werden

kann.

(2) Unbeschadet der Verantwortung des zuständigen Fachbereichs der Gesamt¬
hochschule wird das Lehrangebot für den Studiengang von der Gesamthoch¬
schule und der Musikhochschule gemeinsam erbracht. Der Ort der Lehrveran¬
staltungen wird im gegenseitigen Einvernehmen festgelegt. Soll eine Lehrveran¬
staltung nicht am Hochschulort des verantwortlichen Lehrenden stattfinden, so
bedarf es hierfür der Einwilligung des Lehrenden. Die Wahrnehmung von Lehr¬
verpflichtungen im Rahmen des Studiengangs Musikwissenschaft erfolgt auch
für die Lehrenden der Musikhochschule unter Anrechnung auf das Lehrdeputat.

§3
Kooperationskommission

(1)Zur Vorbereitung von Entscheidungen, die vom Fachbereichsrat des Fachbe¬
reichs 4 Kunst- und Musikpädagogik der Gesamthochschule und der Institut¬
konferenz der Musikhochschule im Zusammenhang mit der Kooperation der bei¬
den Hochschulen zu treffen sind, wird eine Kooperationskommission gebildet.
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Der Kommission gehören an:
je zwei Hochschullehrer und je ein wissenschaftlicher Mitarbeiter des Fachs Mu¬
sikwissenschaft der Musikhochschule und des Fachs Musik der Gesamthoch¬
schule sowie zwei Studenten des Fachs Musikwissenschaft.
Die Mitglieder werden jeweils zur Hälfte von der Institutkonferenz und vom Fach¬
bereichsrat des Fachbereichs 4 Kunst- und Musikpädagogik gewählt. Die Amts¬
zeit der Hochschullehrer und der wissenschaftlichen Mitarbeiter beträgt zwei
Jahre, die der studentischen Mitglieder ein Jahr. Wiederwahl ist zulässig.
Solange Angehörige der Gruppe der wissenschaftlichen Mitarbeiter an der Mu¬
sikhochschule nicht vorhanden sind, fällt der dieser Gruppe zustehende Sitz der
Gruppe der Hochschullehrer zu.

(2) Die Kooperationskommission hat insbesondere die Aufgabe, Empfehlungen zu
erarbeiten für
- Studien- und Prüfungsordnungen
- gemeinsame Lehrveranstaltungen
- den wechselseitigen Einsatz von Lehrkräften
- die Zusammenarbeit bei Forschungsvorhaben
- die gemeinsame Nutzung von Einrichtungen
- neue interdisziplinäre Studiengänge.

§4
Einschreibung, Zweithörerschaft

(1) Studenten, die das Fach Musikwissenschaft als Studiengang oder im Rahmen
einer Studiengangkombination mit dem Ziel studieren, die Magisterprüfung oder
die Promotion abzulegen, müssen an der Gesamthochschule eingeschrieben
sein.

(2) Beide Hochschulen erklären die Bereitschaft, Studenten der anderen Hochschu¬
le als Zweithörer zuzulassen.

§5
Mitwirkungsrecht bei Berufungen

Berufungskommissionen zur Vorbereitung von Vorschlägen zur Besetzung von
Stellen für Hochschullehrer der Besoldungsgruppe H 3 und H 4 sollen mit beraten¬
der Stimme angehören:

a) Vertreter des Fachs Musik der Gesamthochschule, wenn Stellen der Musik¬
hochschule im Fach Musikwissenschaft zu besetzen sind,

b) Vertreter des Fachs Musikwissenschaft der Musikhochschule, wenn Stellen
der Gesamthochschule im Fach Musik zu besetzen sind.

§6
Prüfungsrecht in akademischen Prüfungen

Die Parteien sind sich darin einig, daß die habilitierten Vertreter des Fachs Musik¬
wissenschaft der Musikhochschule das Prüfungsrecht für Promotionen und Magi¬
sterprüfungen in dem von ihnen vertretenen Fach an der Gesamthochschule erhal¬
ten sollen. Die Gesamthochschule wird darauf hinwirken, daß der zuständige Fach¬
bereich 4 entsprechende Bestimmungen in die Prüfungsordnungen aufnimmt.
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§7
Geltungsdauer

Dieser Vertrag tritt am 27.4.1976 in Kraft und wird zunächst auf die Dauer von fünf
Jahren befristet. Nach Ablauf dieser Zeit endet das Vertragsverhältnis, wenn nicht
die Parteien zuvor eine Verlängerung der Geltungsdauer beschließen.

§8
Appellationsinstanz

Ergeben sich bei der Durchführung der Kooperation Differenzen, die unter Aus¬
schöpfung aller Möglichkeiten der beteiligten Hochschulen nicht beigelegt werden
können, so werden die vertragsschließenden Parteien den Minister für Wissen¬
schaft und Forschung des Landes NW um Entscheidung bitten.

Paderborn, den 27. April 1976

Für die Gesamthochschule Für die Musikhochschule
gez. Buttler gez. Stephani

Kommissarischer Gründungsrektor Direktor
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